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1.	� Anlass des Gutachtens: Renaissance 
der Industriepolitik

1.1.	 Industriepolitische Eingriffe in 
Deutschland und Europa nehmen zu 

Industriepolitische Eingriffe in Form von finan­
ziellen Vorteilen für Unternehmen haben in 
Deutschland in den letzten Jahren deutlich zu­
genommen. So wurden für 2024 67,1 Mrd. Euro 
an Finanzhilfen und Steuervergünstigungen 
veranschlagt, 2021 waren es nur 43,8 Mrd., von 
denen 37,9 Mrd. Euro ausgegeben wurden (Bun­
desministerium der Finanzen, 2023, S. 8). Insofern 
staatliche Beihilfen als Maß für industriepolitische 
Eingriffe genommen werden, liegt Deutschland im 
oberen Mittelfeld in der Europäischen Union  
(s. Diagramm 1). 

Der Koalitionsvertrag der regierenden Parteien 
lässt weitere industriepolitische Pläne erkennen, 

etwa mit Blick auf den Ausbau der Wasserstoffwirt­
schaft (CDU, CSU und SPD, 2025b, S. 34) und der 
Weiterentwicklung der Nationalen Pharmastrate­
gie zur Stärkung der pharmazeutischen Produktion 
(ebd., S. 6 f.). Bereits im Sondierungspapier wurde 
sich dafür ausgesprochen „strategisch wichtige 
Branchen in Deutschland zu halten bzw. neu an­
zusiedeln, z.B. die Halbleiterindustrie, Batteriefer­
tigung, Wasserstoff oder auch Pharma“ (CDU, CSU 
und SPD, 2025a, S. 4).

Auch in der EU steht Industriepolitik auf der Ta­
gesordnung. Kommissionspräsidentin Ursula von 
der Leyen hat am 26. Februar 2025 die Mitteilung 
zum „Clean Industrial Deal“ als Nachfolge des 
„Green Deals“ aus ihrer ersten Amtszeit vorgelegt 
(Europäische Kommission, 2025g). Die Vorschläge 
betreffen die energieintensive Industrie, den 
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Diagramm 1: EU-weiter Vergleich der ausgezahlten Beihilfen 2023 (in % des nationalen BIP)

Quelle: Europäische Kommission (2025); eigene Darstellung
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Clean-Tech-Sektor sowie die Kreislaufwirtschaft. 
Am 26. Juni 2025 ist das „Clean Industry Deal State 
Aid Framework“ (CISAF) in Kraft getreten, das den 
EU-Beihilferahmen neu regelt. Er ermöglicht es 
den Mitgliedstaaten, in ihren Beihilferegelungen 
auch Kriterien wie Nachhaltigkeit, Resilienz sowie 
die Herstellung in Europa in strategischen Sekto­
ren zu berücksichtigen (Europäische Kommission, 
2025d, Rn. 21). 

Grundlage dieser Vorschläge waren die Gutachten 
zweier ehemaliger italienischer Ministerpräsiden­
ten für die EU-Kommission bzw. für den Rat der 
EU. Mario Draghi spricht in seinem Bericht „The 
Future of European Competitiveness“ für die EU-
Kommission von einer „existential challenge“ für 
Europa (Draghi, 2024a, S. 5). Er identifiziert eine 
Innovationslücke zwischen Europa und den USA 
und China, betont die Notwendigkeit, Dekarboni­
sierung mit Wettbewerbsfähigkeit zu verbinden, 
und fordert mehr Anstrengungen für Sicherheit 
und Resilienz. Ein zentrales Mittel, um diese Ziele 
zu erreichen, sieht er in einer aktiven Industrie­
politik, sowie einer Anpassung der Wettbewerbs­
politik. Auch Enrico Letta (2024) spricht sich in 
seinem Bericht für den Rat der EU „Much More 
Than a Market“ für eine Industriepolitik aus, für die 
wesentliche Weichen auf europäischer Ebene ge­
stellt werden sollen. Dazu möchte er Beihilferegeln 
anpassen und Mittel für eine europäische Förder­
politik bereitstellen.

1.2.	 Deutschlands ambivalentes 
Verhältnis zur Industriepolitik

Das strukturpolitische Leitbild der Bundesrepublik, 
das in den 1960er Jahren definiert wurde, ist Aus­
druck der Einstellung Deutschlands zur Industrie­
politik. Der volkswirtschaftlich erwünschte Struk­
turwandel solle nicht durch eine Strukturerhal­
tungspolitik, die bestehende Strukturen entgegen 

dem Markttrend schützt, verhindert werden. Struk­
turanpassungspolitik war hingegen zulässig, sei es, 
um den Wandel zu beschleunigen, wie der Bau 
von Raffinerien und Erdölleitungen in den 1960er 
Jahren als Konkurrenz zur heimischen Kohle, oder 
sei es, um ihn zu verlangsamen, wie beim Einsatz 
des Kohlepfennigs. In engen Grenzen wurde auch 
Strukturgestaltungspolitik als zulässig angesehen, 
etwa im Bereich von Netzwerk-Industrien wie 
Energie oder Telekommunikation (siehe dazu auch 
Wissenschaftlicher Beirat, 2015).

Die darin zum Ausdruck kommende und aus den 
Erfahrungen der Vergangenheit entstandene all­
gemeine Skepsis gegenüber einer interventionis­
tischen Industriepolitik zeigte sich 2019 in den 
Reaktionen auf den Vorschlag des damaligen Wirt­
schaftsministers Peter Altmaier einer „Nationalen 
Industriestrategie 2030“. Auch dieser Beirat äußerte 
sich ablehnend: „Um dieses Modell [der vielen 
deutschen Weltmarktführer] zukunftsfähig zu ma­
chen, muss es um die Verbesserung der standort­
politischen Rahmenbedingungen gehen, nicht um 
die Förderung bestimmter Sektoren, Technologien 
oder gar Unternehmen“ (Wissenschaftlicher Bei­
rat, 2019, S. 3). Allerdings erkannte der Beirat an, 
„dass es Situationen gibt, in denen Industriepolitik 
gerechtfertigt oder sogar geboten ist“ (Wissen­
schaftlicher Beirat, 2019, S. 1). Dieses Gutachten be­
schäftigt sich mit diesen Situationen, die angesichts 
der gegenwärtigen geopolitischen Situation zuneh­
mend an Relevanz gewonnen haben.

1.3.	 Spannungen zwischen 
Marktwirtschaft und Industriepolitik

Eine Auseinandersetzung mit Industriepolitik hat, 
über die Diskussion einzelner Instrumente hinaus, 
grundsätzlichen Charakter. Das wirtschaftspoliti­
sche Leitbild der EU ist die soziale Marktwirtschaft 
(Art. 3 EU-Vertrag). Artikel 119 des Vertrags über die 
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Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) legt 
fest, dass „die Tätigkeit der Mitgliedstaaten und der 
Union im Sinne des Artikels 3 des Vertrags über die 
Europäische Union … die Einführung einer Wirt­
schaftspolitik [umfasst], die … dem Grundsatz einer 
offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb 
verpflichtet ist.“ Eine starke Wettbewerbspolitik ist 
Garant dieser Wirtschaftspolitik. 

Die Ausrichtung der Wirtschaftspolitik wirkt sich 
auf das Entscheidungs- und insbesondere das In­
vestitionsverhalten der Unternehmen aus. Zuge­
spitzt ausgedrückt: Unternehmen in einer Markt­
wirtschaft investieren im Hinblick auf zukünftige 
Entwicklungen der Märkte. Unternehmen in einer 
durch Industriepolitik gekennzeichneten Wirt­
schaftspolitik investieren im Hinblick auf zukünf­
tige Entwicklungen in der Politik. 

Auch Industriepolitik und Wettbewerbspolitik ste­
hen in einem Spannungsverhältnis. So mag etwa 
aus industriepolitischer Sicht ein „Europäischer 
Champion“ gewollt sein, während dieser aus wett­
bewerbspolitischer Sicht ob seiner dominanten 
Position problematisch sein kann. Industriepolitik 
greift in Märkte ein und zielt auf bestimmte Er­
gebnisse, wie etwa die Stärkung eines Sektors oder 
die Entwicklung bestimmter Technologien. Wett­
bewerbspolitik hingegen sichert offene Märkte und 
ist ergebnisoffen. Diese Aussage schließt auch eine 
auf internationalen Wettbewerb zielende Außen­
handelspolitik ein. Dieser Konflikt zwischen Struk­
tur- und Ergebnisorientierung macht sich vielfach 
bemerkbar in einer Zeit, in der die Politik Ziele 
(Klimaziele, Ausbauziele) vorgibt und es schwer 
einzuschätzen ist, ob der Markt diese auch alleine 
erreichen würde (s. a. Wissenschaftlicher Beirat, 
2024b; ZEW, 2025). 

1.4.	 Wirtschaftspolitik jenseits der 
Industriepolitik

Draghi zeigt in seinem Bericht die Innovationslü­
cke zwischen Europa und den USA sowie China auf 
(Draghi, 2024a, S. 23 ff.). Der Sachverständigenrat 
für die Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung stellt fest, dass Deutschlands Wirt­
schaft seit fünf Jahren kaum gewachsen ist (SVR, 
2024, S. 3). Auch die wirtschaftlichen Aussichten für 
2025 sind laut der Frühjahrsprojektion der Bundes­
regierung gering (BMWK, 2025). Die  Politik in der 
Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten ist 
daher gefordert, Wirtschaftswachstum anzuregen 
und zu ermöglichen. Dieses Gutachten soll nicht 
den Eindruck erwecken, dass Industriepolitik ein 
Weg oder gar der einzige Schlüssel zu Produktivi­
tätswachstum ist. Angebotsorientierte Wirtschafts­
politik in der Form einer Stärkung des Europäi­
schen Binnenmarkts (Letta, 2024, S. 14), Bürokratie­
abbau (Wissenschaftlicher Beirat, 2006 und 2025), 
Ausbau der Infrastruktur an Straßen, Schienen 
und Strom- und Wasserstoffnetzen (Wissenschaft­
licher Beirat, 2020), Förderung der Zuwanderung 
von Fachkräften (Wissenschaftlicher Beirat, 2024a) 
sowie Verringerung der Unternehmensbelastun­
gen durch Steuern und Abgaben sind essentiell für 
die Stärkung des Wirtschaftsstandorts Europa. Der 
Internationale Währungsfonds schätzt, dass die 
Barrieren im Europäischen Binnenmarkt Zolläqui­
valenten von etwa 45 % im Fertigungsbereich und 
110 % im Dienstleistungssektor entsprechen (IWF, 
2024, S. 8).

Aufgrund der aktuellen industriepolitischen Ent­
wicklungen ist es jedoch geboten, die Chancen 
und Gefahren einer verstärkten Industriepolitik 
zu analysieren und Grenzen der Industriepolitik 
aufzuzeigen. Dazu entwickelt dieses Gutachten im 
Abschnitt 2 eine Systematik der industriepoliti­
schen Eingriffe und gibt einen Überblick über die 
wissenschaftliche Literatur. Abschnitt 3 diskutiert 
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die sich aus den aktuellen Herausforderungen in 
der Klimapolitik und der Geopolitik ergebenden 
Begründungen für solche Eingriffe, die Nachteile 
von Industriepolitik und beschreibt, wie die euro­
päische Union damit umgeht. Abschnitt 4 beschäf­
tigt sich mit der Frage, unter welchen Umständen 
industriepolitische Maßnahmen auf der Ebene der 
EU legitimiert sind. In Abschnitt 5 werden die Er­
kenntnisse auf aktuelle Vorschläge für die europäi­
sche Industriepolitik, insbesondere die Änderungen 
im Beihilferecht, in der Wettbewerbspolitik und in 
der Außenwirtschaftspolitik angewandt. Abschnitt 
6 fasst zusammen und gibt Empfehlungen für die 
Industriepolitik in Europa.

Dieses Gutachten beschäftigt sich nicht mit Finan­
zierungsfragen, etwa wieviel Mittel für industrie­
politische Eingriffe in Form von Subventionen 
bereitgestellt werden sollten und ob dafür europäi­
sche Instrumente sinnvoll sind. 
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2.1.	 Sektor- statt Industriepolitik

Der Verweis auf „Industrie“ im Begriff der Indus­
triepolitik ist in Teilen irreführend. Der deutsche 
Begriff „Industrie“ bezeichnet die gewerbliche 
Gewinnung, Bearbeitung und Weiterverarbeitung 
von Rohstoffen oder Zwischenprodukten zu Sach­
gütern, das heißt er umfasst das verarbeitende Ge­
werbe. 

Unter Industriepolitik sind dagegen alle wirtschafts­
politischen Maßnahmen zu verstehen, die das Ziel 
haben, die sektorale Produktionsstruktur zu beein­
flussen, um bestimmte Ziele zu verfolgen, die sonst 
nicht (oder nicht so schnell) zu erreichen wären.1 
In ihrer allgemeinsten Klassifizierung beschreibt 
Industriepolitik jede politische Maßnahme, die 
geeignet ist, die Struktur der wirtschaftlichen Ak­
tivitäten eines Landes zu beeinflussen (Juhász und 
Lane, 2024). Dies schließt somit auch Maßnahmen 
in Branchen ein, die eher dem Dienstleitungssektor 
zuzuordnen sind. 

Diese breitere Definition reflektiert den Struktur­
wandel mit einem schrumpfenden Anteil der 
klassischen Industrie am Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) in allen westlichen Staaten. Während 1991 
der industrielle Sektor in Deutschland 33,3 % des 
BIP betrug, waren es 2023 nur noch 26,8 %. Für die 
EU sind die Zahlen 28,7 % in 1991 bzw. 23,3 % in 
2023, in den USA sind es 23,1 % in 1997 bzw. 17,6 % 
in 2021 (World Bank, 2025). Hinzu kommt, dass 
Unternehmen im verarbeitenden Gewerbe ihre 
Produkte zunehmend mit Dienstleistungen ver­
knüpfen, um so eine höhere Wertschöpfung zu 
erreichen (sog. „Servitization“). So sind auch viele 
der anstehenden wirtschaftspolitischen Herausfor­

derungen nicht ausschließlich auf die Herstellung 
physischer Waren bezogen. Die Innovationslücke 
zwischen Europa und den USA im Digitalsektor hat 
zwar auch industrielle Implikationen, wie etwa bei 
der Entwicklung des autonomen Fahrens oder im 
Bereich der Industrie 4.0. Sie zeigt aber auch, dass 
der Herstellung nicht-physischer Produkte – wie 
digitalen Dienstleistungen – eine immer größere 
Bedeutung zukommt. 

Maßnahmen der Industriepolitik, die die Ziele der 
Autonomie, Resilienz und Versorgungssicherheit 
verfolgen, betreffen in erster Linie die Herstellung 
solcher Güter und Dienstleistungen, die inter­
national handelbar sind oder auf internationalen 
Wertschöpfungsketten basieren. Die folgenden 
Ausführungen werden sich darauf konzentrieren. 
Sektorale Maßnahmen in rein lokalen Dienstleis­
tungsbranchen, beispielsweise in der Gastronomie, 
im Krankenhaussektor und im Einzelhandel wer­
den nicht behandelt.  

2.2.	 Vertikale und horizontale 
Industriepolitik

Industriepolitische Maßnahmen lassen sich hin­
sichtlich ihrer Adressaten klassifizieren. Die hori-
zontale Industriepolitik beschreibt Maßnahmen, 
die (weitgehend) alle Branchen und Unternehmen 
betreffen: Eine bessere steuerliche Abschreibung 
von Forschung und Entwicklung nutzt allen Unter­
nehmen, die Forschung und Entwicklung be­
treiben, unabhängig vom spezifischen Sektor, in 
dem sie tätig sind. Die vertikale Industriepolitik be­
schreibt Eingriffe in einen spezifischen Sektor, wie 
etwa Flottenziele in der Automobilindustrie oder 

2.	� Abgrenzung und Einordnung des  
Begriffs „Industriepolitik“

1	 Die OECD definiert Industriepolitik folgendermaßen: “Industrial policy refers to government assistance to businesses to boost or reshape 
specific economic activities, especially to firms or types of firms based on their activity, technology, location, size or age.” https://www.oecd.org/
en/topics/industrial-policy.html

https://www.oecd.org/en/topics/industrial-policy.html
https://www.oecd.org/en/topics/industrial-policy.html
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der „Chips Act“ zur Förderung der Ansiedlung von 
Halbleiterunternehmen in Europa. 

Die Grenzen zwischen horizontaler und vertikaler 
Industriepolitik sind nicht scharf gezogen, wie man 
in der Klimapolitik sehen kann. Den europäischen 
Emissionshandel mag man als vertikalen Eingriff 
beschreiben, da er nur Unternehmen in der Ener­
gieerzeugung, Großunternehmen in der Industrie, 
und den innereuropäischen Flugverkehr umfasst. 
Spätestens gemeinsam mit dem ab 2027 in Kraft 
tretenden zweiten Emissionshandel würde man 
aber von horizontaler Industriepolitik sprechen 
können, da zu dem Zeitpunkt fast 90 % der euro­
päischen Emissionen von CO2-Preisen erfasst wer­
den, wenn auch wohl nicht zu identischen Preisen 
(Pahle u. a., 2024).

Im Folgenden wird sich dieses Gutachten zunächst 
auf die vertikale Industriepolitik, also Maßnahmen 
zur Stärkung oder Schwächung eines spezifischen 
Sektors, einer spezifischen Branche oder einer 
spezifischen Technologie, konzentrieren, da diese 
Maßnahmen neuartige Fragen für die Wirtschafts­
politik aufwerfen. 

2.3.	 Industriepolitik durch Regulierung 
und finanzielle Anreize

Eine weitere Dimension der Klassifizierung ver­
schiedener Maßnahmen der Industriepolitik be­
trifft die Form der Maßnahme: Regulierung, wie 
etwa die Auflage, dass ab 2035 in Europa neuzu­
gelassene Fahrzeuge klimaneutral sein müssen 
(„Verbrennerverbot“), lassen sich abgrenzen von 
finanziellen Anreizen wie etwa die Subventionie­
rung der Ansiedlung von Chip-Produktion oder die 
Verteuerung umweltschädlichen Verhaltens durch 
CO2-Preise. Auf den näheren Blick ist auch diese 
Abgrenzung nicht trennscharf: Die Flottenziele 
für die Automobilindustrie, also Vorgaben für den 

CO2-Ausstoß neuzugelassener Fahrzeuge in Europa 
des jeweiligen Herstellers, würden zwar unter die 
Kategorie Regulierung fallen. Durch die Strafzah­
lungen, die bei Nichterreichung des Ziels entste­
hen, wirken diese aber als finanzieller Anreiz. 

In der politischen Diskussion ist es häufig hilf­
reich zu unterscheiden, ob die geplante Maßnahme 
ein eigenes Budget benötigt oder nicht oder sogar 
Einnahmen für die öffentliche Hand generiert. 
Viele der Vorschläge des Draghi-Berichts lassen 
sich ohne ein eigenes Budget auf EU-Ebene oder 
eine Koordinierung der Länderbudgets im euro­
päischen Raum nicht umsetzen. Da der reguläre 
Haushalt der EU – der mehrjährige Finanzrahmen 
– mit etwa 1 % des europäischen BIP gering ist 
im Vergleich zu den nationalen Haushalten, ver­
wundert es nicht, dass die EU bislang primär auf 
Maßnahmen zurückgreift, die kein eigenes Budget 
voraussetzen oder sogar Mittel generieren wie der 
Emissionshandel. Dieses Gutachten beschäftigt sich 
nicht mit Fragen der Finanzierung industriepoliti­
scher Maßnahmen.

2.4.	 Erkenntnisse aus wissenschaftlichen 
Studien zur Industriepolitik 

Die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem 
Thema Industriepolitik hat in den letzten Jahren 
zugenommen. Allerdings leidet sie an mangeln­
der Datenverfügbarkeit und an der Neigung vieler 
OECD-Staaten, Industriepolitik nicht als solche zu 
deklarieren, so dass die Literatur zu diesem Thema 
nicht sehr umfangreich ist. Auch ist die Identifika­
tion kausaler Effekte nicht einfach, da Industrie­
politik normalerweise nicht randomisiert umge­
setzt wird, sondern in bestimmten Regionen oder 
Industrien greift (siehe dazu und zum Umgang bei 
der empirischen Evaluierung von Industriepolitik 
auch Juhász u. a., 2022). 
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Die empirische Literatur evaluiert Effekte be­
stimmter industriepolitischer Eingriffe oder natür­
licher Experimente, die solche Eingriffe simulieren, 
in ihrem spezifischen Umfeld. Bis auf wenige Aus­
nahmen untersucht die Literatur die Wirkungen 
der jeweiligen Eingriffe, geht aber nicht der Frage 
nach, ob diese Eingriffe wohlfahrtssteigernd sind 
und ob andere Maßnahmen besser zu dem jewei­
ligen Ziel geführt hätten. In der Literatur erhalten 
die folgenden Themen besondere Aufmerksamkeit.

2.4.1.	 Förderung bestimmter Sektoren

Subventionen sind ein zentrales Instrument der 
Industriepolitik, da sie Anreize für Investitionen, 
Innovation und Beschäftigung setzen können. 
Allerdings können schlecht konzipierte Subventio­
nen Fehlanreize geben und eine ineffiziente Mittel­
verwendung darstellen. Die Förderung der Schiff­
bauindustrie ist ein klassisches Beispiel für indus­
triepolitische Eingriffe, die in zahlreichen Studien 
untersucht wurden (Barwick u. a., 2024, 2025; 
Bruno und Tenold, 2011; Hanlon, 2020; Kalouptsidi, 
2018; Lorenz, 1991). Kalouptsidi (2018) und Barwick 
u. a. (2025) zeigen mit Hilfe struktureller Modelle, 
dass die chinesische Schiffbauindustrie Anfang der 
2000er Jahre durch staatliche Unterstützung ihre 
Marktanteile ausbauen konnte. Die Verwendung 
struktureller Modelle ermöglicht es den Autorin­
nen und dem Autor, kontrafaktische Szenarien zu 
simulieren und so die Wirkung einzelner industrie­
politischer Instrumente isoliert zu analysieren. So 
zeigen sie, dass Subventionen nach dem Gießkan­
nenprinzip meist unwirtschaftlich sind, während 
Subventionen, von denen besonders effiziente 
Unternehmen profitieren, zielführender sind. Zu­
dem wird argumentiert, dass diese Subventionen 
zwar global zu allokativer Ineffizienz führten, für 
das subventionierende Land jedoch langfristige 
Vorteile bringen können. 

Auch die Struktur des geförderten Sektors ist ent­
scheidend. So zeigen Aghion u. a. (2015) am Beispiel 
chinesischer Subventionspolitik, dass die Wett­
bewerbsintensität innerhalb des Zielsektors maß­
geblich für die Wirksamkeit industriepolitischer 
Maßnahmen ist. Subventionen führten zu höheren 
Produktivitätssteigerungen, wenn sie einem wett­
bewerbsintensiven Sektor zugeteilt wurden oder 
dazu beitrugen, den Wettbewerb innerhalb eines 
Sektors zu stärken. Darüber hinaus sind bei der Be­
wertung industriepolitischer Maßnahmen nicht 
nur die Effekte auf den unmittelbar betroffenen 
Sektor, sondern auch auf vorgelagerte (upstream) 
und nachgelagerte (downstream) Unternehmen so­
wie die Endkunden zu berücksichtigen. Bloningen 
(2016) zeigt für weniger entwickelte Länder, dass 
industriepolitische Eingriffe in der Stahlproduk­
tion die Exportleistung stahlverarbeitender Unter­
nehmen negativ beeinflussen können.

Sektorspezifische Förderprogramme für Forschung 
und Entwicklung

Fieldhouse und Mertens (2025) schätzen die spe­
zifischen Effekte der öffentlichen Finanzierung 
von Forschung und Entwicklung im Rahmen des 
„Chips and Sciences Act“ (d. h. Zahlungen an NASA, 
NIH, NSF sowie die zivile Physik- und Energie­
forschung des Departments of Energy) auf die 
Produktivität von Unternehmen in den USA. Ihre 
Modellierung zeigt, dass die Förderung von For­
schung und Entwicklung nach sieben Jahren  zu 
Produktivitätssteigerungen in Höhe von 0,2–0 ,4 % 
geführt hat. Insgesamt würden so die gesamten 
Subventionsausgaben innerhalb eines Jahrzehnts 
kompensiert. Allerdings finden sie diese positiven 
Effekte ausschließlich für nicht-militärische Pro­
jekte. Eine Studie von Moretti u. a. (2025) zeigt, dass 
staatlich finanzierte Forschung und Entwicklung 
auch im Verteidigungsbereich produktivitätsstei­
gernde Effekte entfalten können. Sie zeigen zusätz­
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lich, dass öffentliche Ausgaben für Forschung und 
Entwicklung in OECD-Ländern nicht nur private 
inländische Forschung und Entwicklung-Ausgaben 
im selben Sektor anregen („crowding-in“), sondern 
über internationale „Spillover“-Effekte auch Inno­
vationsimpulse in anderen Ländern im selben Sek­
tor erzeugen können2. 

In Bezug auf staatliche Förderprogramme für For­
schung und Entwicklung mit dem Ziel, die Innova­
tionsleistung und damit Produktivität und Wettbe­
werbsfähigkeit zu steigern, zeigt eine internationale 
Metaanalyse, dass hier die Ergebnisse sehr kontext- 
und programmabhängig sind (Dimos und Pugh, 
2016). Diese Erkenntnisse deuten darauf hin, dass 
die Effektivität und Wirkung industriepolitischer 
Maßnahmen nicht global, sondern in Bezug auf 
einzelne Programme und unter Berücksichtigung 
weiterer relevanter Faktoren (wie das wirtschaft­
liche und politische Umfeld, Gesamtportfolio von 
Maßnahmen, sowie der Wettbewerbssituation) be­
wertet werden sollten.

Zölle zum Schutz heimischer Produktion

Irwin (2017) identifiziert drei zentrale Gründe für 
die Erhebung von Zöllen: Schutz der nationalen In­
dustrie, finanzielle Erwägungen zur Erhöhung der 
Staatseinnahmen sowie strategische Überlegungen 
in Form von Reziprozität oder als Verhandlungs­
instrument. Nur der erste Grund ist als industrie­
politischer Eingriff zu werten. Jedoch treten die 
Gründe oft gemeinsam auf, und die Umsetzung 
einer Erhebung der Zölle lässt sich nicht immer 

eindeutig einem Zweck zuordnen. Das von Donald 
Trump angeführte „Tariff-Jumping“-Argument – die 
Vermeidung von Importzöllen durch ausländische 
Direktinvestitionen in neue Werke in den USA und 
damit einhergehend die Schaffung von Arbeits­
plätzen – ist dem ersten Grund, dem Schutz der na­
tionalen Industrie, zuzuordnen. Eine Vielzahl von 
Studien untersucht den Handelsstreit der USA ab 
2017 (siehe etwa Amiti u. a., 2019; Fajgelbaum u. a., 
2020; Flaaen u. a., 2020). Die Studien zeigen, dass 
Zollerhöhungen zwar den nationalen Produzenten 
in den jeweiligen Sektoren geholfen haben, jedoch 
auf Kosten der importierenden Produzenten und 
Endkonsumentinnen und Endkonsumenten in den 
USA.3 Der Gesamteffekt war negativ. 

Schutz von „Infant Industries“

Ein weiteres zentrales Thema bei der Debatte um 
industriepolitische Eingriffe ist der Schutz junger 
Industrien, den „Infant Industries“, um deren lang­
fristige Wettbewerbsfähigkeit insbesondere bei 
Lerneffekten zu stärken. Dabei können Subventio­
nen, Zölle oder Importquoten eingesetzt werden 
(siehe dazu auch Melitz, 2005). Wirtschaftshistori­
sche Studien wie die Analyse der Kontinentalsperre 
– einer Handelsblockade Anfang des 19. Jahrhun­
derts – zeigen, dass temporäre Handelsbarrieren 
die Wettbewerbsfähigkeit bestimmter Industrien 
nachhaltig fördern konnten (Juhász, 2018). Lane 
(2025) zeigt, dass sich Südkorea durch gezielte För­
derung seiner Schwer- und Chemieindustrie (HCI4) 
einen komparativen Vorteil erarbeiten konnte. 
Die industriepolitischen Maßnahmen umfassten 

2	 Alfaro u. a.. (2025) dokumentieren ebenfalls positive Innovationseffekte in Drittstaaten, begründet in chinesischen Exportrestriktionen für seltene 
Erden.

3	 In den Jahren 1983 und 1984 verringerten freiwillige Importquoten den Absatz japanischer Pkw um etwa 300.000 Stück jährlich. Goldberg (1995) 
zeigt, dass nur 54 % dieses Rückgangs US-Herstellern zugutekamen.  Importe aus Europa stiegen um 18 %, während der Gesamtabsatz leicht 
sank, da höhere Preise Verbraucher zu Gebrauchtwagen bewegten.

4	 HCI steht für „Heavy and Chemical Industry“. Dieses Programm wurde in den 1970er Jahren eingeführt, um die Schwer- und Chemieindustrie 
zu fördern und Südkoreas wirtschaftliche Entwicklung voranzutreiben. Ziel war es, die industrielle Basis des Landes von arbeitsintensiver 
Leichtindustrie zu kapital- und technologie-intensiver Schwer- und Chemieindustrie zu transformieren.
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finanzielle Anreize wie günstige Kredite sowie 
Handelsmaßnahmen wie verringerte Importzölle 
für Inputs. Lanes Analyse zeigt, dass die positiven 
Effekte dieser Industriepolitik auch über das Ende 
der staatlichen Unterstützung hinaus Bestand hat­
ten und so zu einer besseren Wettbewerbsfähigkeit 
dieser Industrien beitrugen. Die Analyse von Choi 
und Levchenko (2025) zeigt zudem, dass Südkoreas 
HCI-Programm langfristig das Wachstum subven­
tionierter Unternehmen förderte und die nationale 
Wohlfahrt um 3 – 4 % steigerte. Haupttreiber war 
ein nachhaltiger Produktivitätsanstieg durch Lern­
effekte („Learning by doing“). Diese Studien legen 
nahe, dass der Schutz junger Industrien als tempo­
räre industriepolitische Maßnahme dazu beitragen 
kann, produktive Kapazitäten aufzubauen, Lern­
effekte zu realisieren und so langfristig technologi­
sche und innovationsbezogene Lücken gegenüber 
führenden Volkswirtschaften zu schließen.

2.4.2.	 Förderung bestimmter Regionen 

Subventionen werden auch zur gezielten Förderung 
bestimmter geographischer Regionen eingesetzt. 
Greenstone u. a. (2010) zeigen, dass US-Regionen, 
die einen Subventionswettlauf um die Eröffnung 
eines neuen Fertigungswerks gewonnen haben, 
auch nach fünf Jahren noch eine um 12 % höhere 
totale Faktorproduktivität (TFP) bei jenen Herstel­
lern verzeichnen, die zuvor bereits in der Region 
ansässig waren, im Vergleich zu jenen Regionen, die 
diesen Subventionswettlauf verloren haben. Garin 
und Rothbaum (2025) zeigen, dass staatlich finan­
zierte Produktionsstätten aus der Zeit des Zweiten 
Weltkriegs langfristig zu höheren Einkommen in 
betroffenen US-Regionen führten. Die Produktions­
stätten wurden gezielt außerhalb von Großstädten 
errichtet, und es profitierten insbesondere Kinder 
aus einkommensschwächeren Familien. Die Ein­
kommenszuwächse lassen sich vor allem auf den 
späteren Zugang zu besser bezahlten lokalen Indus­
triearbeitsplätzen zurückführen. 

Auch in Europa wurden industriepolitische Maß­
nahmen gezielt eingesetzt, um Regionen mit ge­
ringerer Wirtschaftsleistung zu fördern. Criscuolo 
u. a. (2019) analysieren das britische Programm „Re­
gional Selective Assistance“ zur Unterstützung von 
Investitionen in strukturschwachen Regionen. Die 
Untersuchung zeigt, dass sich die Beschäftigung in 
geförderten Regionen erhöht und die Arbeitslosig­
keit sinkt, wobei dieser Effekt von kleinen Betrie­
ben getrieben wird. Becker u. a. (2010) untersuchen 
die Wirkung der EU-Strukturfonds auf das regio­
nale Wachstum und zeigen, dass finanzielle Trans­
fers im Rahmen der europäischen Kohäsionspolitik 
zu Wirtschaftswachstum in weniger entwickelten 
Regionen führen können. Beide Studien unterstrei­
chen, dass gezielte regionale Förderungen ein wirk­
sames Instrument zur Stärkung wirtschaftlicher 
Entwicklung in bestimmten Gebieten sein können.

2.4.3.	 Missionsorientierte Wirtschaftspolitik

Die Diskussion um industriepolitische Maßnah­
men knüpft auch an die Idee einer missionsorien­
tierten Wirtschaftspolitik an. Bei einer solchen 
Politik adressiert der Staat gesellschaftliche Her­
ausforderungen (z. B. Klimawandel, Gesundheits­
systeme, Digitalisierung) als „Missionen“ und de­
finiert Maßnahmen, die gezielt Innovationen und 
Investitionen in diese Richtungen lenken (Maz­
zucato, 2013). Eine empirische Validierung mis­
sionsorientierter Ansätze gestaltet sich allerdings 
schwierig, da Länder unterschiedliche Definitionen 
für Missionen anlegen und Maßnahmen häufig 
nicht (weder zeitlich noch operationell) trennscharf 
sind (siehe z. B. Deleidi und Mazzucato, 2021 und 
die Diskussion in Boysen-Hogrefe, 2025). 

2.4.4.	 Schlussfolgerungen aus der Literatur

Das Gesamtbild industriepolitischer Eingriffe ist 
gemischt: Während gezielte Maßnahmen einen 
positiven Effekt auf die Wettbewerbsfähigkeit 
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des jeweiligen Sektors entfalten und Impulse für 
wirtschaftlich benachteiligte Regionen geben 
können, sind breit angelegte Eingriffe, die auch 
ineffizienten Unternehmen zugutekommen, eher 
unwirtschaftlich. Doch auch gezielte Maßnahmen 
erfordern eine sorgfältige Einzelfallprüfung. Eine 
einfache Übertragung der Erkenntnisse aus his­
torischen Fallstudien auf die heutige Situation ist 
nicht zielführend. So konnte zwar eine Handels­
blockade im 19. Jahrhundert die französische Wirt­
schaft stärken (Juhász, 2018). Im 21. Jahrhundert 
sind Produktionsprozesse jedoch deutlich techno­
logieintensiver und der Zugang zu Ressourcen wie 
Wissen, Kapital und hochwertigen Vorleistungen 
ist entscheidend für die Produktivität. Daher muss 
industriepolitischen Eingriffen eine umfassende 
Abwägung vorangestellt werden. 
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3.	� Gründe für und Gefahren von  
Industriepolitik

Es gibt Situationen, in denen Industriepolitik, die 
über die Schaffung guter Rahmenbedingungen in 
der Marktwirtschaft hinausgeht, gerechtfertigt oder 
sogar erforderlich sein kann. Eine Begründung für 
Industriepolitik liegt im Vorliegen von Marktver­
sagen wie externe Effekte (z. B. in der Klimapolitik) 
oder Agglomerations- und Lernkurveneffekte, die 
von privaten Unternehmen nicht ausreichend 
berücksichtigt werden. Eine zweite Begründung 
liegt in der strategischen internationalen Positio­
nierung, etwa bei der Umlenkung von Gewinnen 
in internationalen Märkten (Wissenschaftlicher 
Beirat, 2019) oder als Reaktion auf Subventionen in 
Drittstaaten. Industriepolitische Maßnahmen ha­
ben häufig eine Reihe von Nachteilen: Sie können 
zu unproduktiven Subventionswettläufen führen, 
verzerren den Wettbewerb zwischen Unternehmen 
und gehen mit unproduktiven „Rent-Seeking“-Ak­
tivitäten einher.

3.1.	 Gründe für Industriepolitik: Markt
versagen und Außenwirtschaftspolitik

Dieses Gutachten konzentriert sich im Folgenden 
auf die Tatbestände, die auch im Draghi-Bericht 
thematisiert werden, da diese wesentlich für den 
Wirtschaftsstandort Europa sind. 

3.1.1.	 Forschung und Entwicklung: Schließen der 
Innovationslücke

Die volkswirtschaftlichen Erträge von Innovatio­
nen gehen in der Regel über die betriebswirtschaft­
lichen Erträge, die das innovierende Unternehmen 
erwirtschaftet oder erwirtschaften kann, hinaus. In 
der Konsequenz findet zu wenig an Innovationsan­
strengungen statt.  Es kann daher wohlfahrtsstei­
gernd sein, wenn die öffentlichen Hand Innova­
tionsprozesse aktiv fördert.

Innovationen haben Eigenschaften eines öffentli­
chen Gutes. Falls Innovationspolitik nur national 
gesehen wird, kann in der Folge aus europäischer 
Sicht einerseits zu wenig Förderung stattfinden: 
Die Nationalstaaten reizen durch ihre Förderpro­
gramme Innovationen im Inland an, berücksich­
tigen dabei aber nur im geringen Maße die mög­
lichen „Spillover“-Effekte auf die Nachbarländer. 
Andererseits kann es im nationalen Wettstreit auch 
zu einer zu hohen Förderung der Innovationstätig­
keiten kommen, etwa wenn jedes Land sein eigenes 
regionales „Cluster“ fördern will oder öffentliche 
Investitionen private verdrängen. Eine Europäisie­
rung bzw. Koordinierung der Innovationspolitik 
ist daher sinnvoll, wenn es externe Effekte gibt, die 
über das einzelne Land hinausgehen.

Mario Draghi sieht die Problematik der zu geringen 
Innovationen als eine von drei wesentlichen Hand­
lungsfeldern: „Closing the Innovation Gap“ (Draghi, 
2024a, S. 6). Nach seiner Einschätzung fallen Euro­
pas Staaten seit dem Jahr 2000 systematisch gegen­
über den USA in ihrem Produktivitätswachstum 
zurück. 

Ein wesentliches Instrument der Europäischen In­
novationspolitik sind die „Important Projects of 
Common European Interests“ (IPCEI). IPCEIs sollen 
„bahnbrechende Innovationen und Infrastruktur­
vorhaben im Rahmen einer grenzübergreifenden 
Zusammenarbeit ermöglichen“ (Europäische Kom­
mission, 2021, Rn. 2). Ein IPCEI muss mindestens 
von zwei Mitgliedstaaten getragen werden und 
grenzüberschreitende industrielle Wertschöpfungs­
ketten aufbauen oder stärken. Die Idee ist, mittels 
dieses Instruments Investitionen in groß angelegte, 
risikobehaftete Innovationsprojekte zu ermögli­
chen, die einzelne Unternehmen alleine nicht 
stemmen könnten. Zusätzlich ist es das Ziel, durch 
die Zusammenarbeit die Verbreitung von Wissen 
zu fördern. Diese Ziele erlauben es, die gemeinsa­
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men Vorhaben staatlich stärker zu fördern, als es 
nach dem regulären EU-Beihilferecht erlaubt wäre. 
Derzeit existieren zehn IPCEIs, u. a. für Mikroelekt­
ronik, Batterien, Wasserstoff und Cloud-Technolo­
gien, an denen eine Vielzahl der europäischen Staa­
ten beteiligt ist. IPCEIs unterstützen Konsortien und 
fördern die Zusammenarbeit zwischen den be­
teiligten Unternehmen. Draghi (2024a, S. 17) emp­
fiehlt, dieses Instrument verstärkt zur Förderung 
von Innovationen in strategisch bedeutenden Be­
reichen zu nutzen. Im Verteidigungssektor spricht er 
sich darüber hinaus für „European Defence Projects 
of Common Interest“ aus (ebd., S. 61). 

3.1.2.	 Klimaschutz: Dekarbonisierung und 
Wettbewerbsfähigkeit

Jedes einzelne Unternehmen berücksichtigt bei sei­
nem eigenen CO2-Ausstoß die Auswirkungen auf 
das Weltklima in zu geringem Maße. Eine staatliche 
Intervention zur Dekarbonisierung der Wirtschaft 
ist daher notwendig. Der richtige Instrumentenmix 
ist jedoch umstritten (Wissenschaftlicher Beirat, 
2022).

Während dieser Aspekt der Berücksichtigung ex­
terner Effekte in der letzten Amtszeit der EU-Kom­
mission im Rahmen des „Green Deals“ eine domi­
nante Rolle spielte, haben sich die Schwerpunkte 
der Politik der aktuellen Kommission verlagert. 
Leitbild ist der „Clean Industrial Deal“, der die De­
karbonisierung mit der Stärkung der Wettbewerbs­
fähigkeit der europäischen Unternehmen verknüp­
fen soll. 

Diskutiert wird der Aufbau sogenannter „Leit­
märkte“, also Märkte für klimafreundlich produ­
zierte Güter wie grünen Stahl, Wasserstoff oder 
Zement. Wenn die klimafreundliche Produktion 
nachweisbar zertifiziert wird, kann z. B. der grüne 
Stahl zu einem anderen Preis gehandelt werden als 
der traditionell hergestellte graue Stahl. Wenn sich 

der Preis für den grünen Stahl auf einem Wettbe­
werbsmarkt bildet, kompensiert er die Grünstahl 
produzierenden Unternehmen für die Mehrkosten 
der klimaneutralen Produktion. Dieses marktwirt­
schaftliche Instrument ist effizienter als die staatli­
che Subventionierung grüner Produktion, weil der 
Staat die Kosten der Unternehmen nicht kennen 
muss. Allerdings muss der Staat die Nachfrage nach 
der klimafreundlichen Produktion fördern, z. B. 
indem er seine Beschaffung auf klimafreundliche 
Produkte umstellt oder dem privaten Sektor Quo­
ten vorgibt (Wissenschaftlicher Beirat, 2022). 

Mario Draghi hat in seinem Bericht einen „ge­
meinsamen Plan für Dekarbonisierung und Wett­
bewerbsfähigkeit“ als zweites von drei Handlungs­
feldern ausgemacht (Draghi, 2024a, S. 39 ff.). Im 
Vordergrund stehen Maßnahmen, die zu einer Re­
duktion der Energiekosten in Europa und zu einer 
Ansiedlung der Produktion grüner Technologien in 
Europa beitragen sollen. 

So will die Netto-Null-Industrie-Verordnung der 
EU die europäische Produktion von Schlüsseltech­
nologien für die Energiewende massiv ausbauen 
und die Abhängigkeit von Importen, insbesondere 
aus China und den USA, verringern. Bis zum Jahr 
2030 sollen mindestens 40 Prozent des jährlichen 
EU-Bedarfs an „strategischen“ Netto-Null-Techno­
logien (z. B. Photovoltaikanlagen, Windkraftan­
lagen, Batterien, Elektrolyseuren, Wärmepumpen 
und Anlagen zur CO2-Speicherung) in der EU 
produziert werden. Bis 2040 will die EU einen Welt­
marktanteil von mindestens 15 Prozent für diese 
Technologien erreichen. Erreicht werden sollen 
diese Ziele durch beschleunigte Genehmigungsver­
fahren, die Förderung spezieller Industriecluster 
(„Netto-Null-Schnellstart-Regionen“), die Subven­
tionierung von Investitionen und die verbindliche 
Vorgabe von Nachhaltigkeits- und Resilienzkrite­
rien in der öffentlichen Beschaffung (Europäische 
Union, 2024b). 
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Allein die Tatsache, dass eine Technologie einen 
wichtigen Beitrag für die angestrebte Dekarbo­
nisierung leistet, ist jedoch noch kein Grund für 
einen industriepolitischen Eingriff. Zum Beispiel 
werden standardisierte Solarpaneele in China sehr 
viel günstiger hergestellt, als das in Europa möglich 
wäre, auch wegen der Subventionen, die der chi­
nesische Staat der Industrie gewährt (OECD, 2025). 
Eine bedrohliche Abhängigkeit von China ist aller­
dings nicht gegeben. Denn selbst wenn China die 
Lieferung von Solarpaneelen vollständig einstellen 
würde, würden die bereits gelieferten Paneele in 
Europa bleiben und weiter Strom produzieren. Mit 
einer gewissen Verzögerung ist es zudem möglich, 
auf Solarpaneele aus anderen Herkunftsländern 
auszuweichen oder auch eine eigene Produktion 
aufzubauen. Die Technologie ist inzwischen gut 
verstanden und sehr weit ausgereift, so dass wei­
tere Kostensenkungen wahrscheinlich gering sind. 
Es gibt also auch keine Lernkurveneffekte, die eine 
Massenproduktion in Europa rechtfertigen wür­
den. Schließlich sind Solarpaneele zu einem Stan­
dardprodukt geworden, mit dem sich keine Knapp­
heitsgewinne erwirtschaften lassen. Wenn Europa 
40 Prozent aller selbst verwendeten Solarpaneele 
herstellen würde, würde es lediglich die Kosten der 
Photovoltaik in Europa in die Höhe treiben und 
damit die Energiewende bremsen, ohne irgendwel­
che externen Effekte zu internalisieren.

Das mag bei der Batterieproduktion oder bei der 
Produktion von Elektrolyseuren anders sein, weil 
hier die technologische Entwicklung noch in 
einem Stadium ist, in dem erhebliche technische 
Fortschritte und Kostensenkungen zu erwarten 
sind. Aber auch hier sollte die EU genau begründen, 
welche Lernkurveneffekte durch welche Förder­
maßnahmen am besten erreicht werden können. 

Die klima- und energiepolitischen Maßnahmen in 
der EU finden vor dem Hintergrund des Europäi­
schen Emissionshandels (EU-ETS) statt. Das erste 
Handelssystem, das seit 2005 in Kraft ist, deckt u. a. 
die Sektoren Industrie und Stromerzeugung ab. 
Das zweite Handelssystem EU-ETS II für die Sek­
toren Wärme und Verkehr geht 2027 an den Start 
(Europäische Kommission, 2024). Ab diesem Zeit­
punkt werden knapp 90 % der europäischen klima­
schädlichen Emissionen durch die beiden Emis­
sionshandelssysteme abgedeckt (Pahle u. a., 2024). 
Die Begrenzung der Anzahl der Zertifikate und die 
jährliche Reduktion der Zertifikatmenge stellen 
sicher, dass die europäischen Klimaziele in diesen 
Sektoren erreicht werden. Alle weiteren Instru­
mente der Klimapolitik müssen sich daher daran 
messen lassen, ob sie in effizienter Weise komple­
mentär zum Emissionshandel stehen. 

Dies gilt auch für industriepolitische Eingriffe aus 
Klimaschutzgründen. Industriepolitische Eingriffe 
können notwendig werden, da in der globalen 
Wirtschaft CO2-Preise in der Regel deutlich niedri­
ger sind als in Europa. Europäische Unternehmen 
haben dadurch einen Nachteil im internationa­
len Wettbewerb. Der sich im Aufbau befindende 
Grenzausgleichsmechanismus CBAM – auch ein 
industriepolitisches Instrument – kann einen Teil 
der Nachteile auffangen (Wissenschaftlicher Beirat, 
2021a).5 Alternative Ausgestaltungen werden poli­
tisch und in wissenschaftlichen Studien diskutiert 
(etwa Campolmi u. a., 2024). 

3.1.3.	 Lieferkettensicherheit: Abhängigkeiten 
reduzieren

Die Versorgungsprobleme während der Corona-
Pandemie und der Lieferstopp von Gas durch Russ­

5	 Die Frage, ob eine Belastung des CO2-Konsums, also eine Verbrauchsabgabe, ein geeigneteres Instrument wäre, wird im Gutachten des Wissen-
schaftlichen Beirats (2021a) diskutiert.
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land haben offengelegt, wie anfällig Lieferketten 
sein können. Unternehmen bereiten sich auf mög­
liche Unterbrechungen der Lieferketten vor, aller­
dings nicht unbedingt in ausreichendem Maße. 
Abhängigkeiten können darüber hinaus ein Land 
politisch erpressbar machen. In diesen Fällen ist die 
öffentliche Hand gefordert, Maßnahmen zur Ver­
besserung der Resilienz der Wirtschaft zu treffen. 

Felbermayr und Braml (2024) argumentieren, dass 
dabei besonderes Augenmerk auf Sektoren gelegt 
werden soll, für deren Güter die folgenden drei 
Kriterien gelten: Sie sind kurzfristig nicht oder 
nur sehr schwer substituierbar, sie sind konsum­
relevant, und im Mangelfall würden diese Güter 
zwangsrationiert werden. Dies sind also Güter, bei 
denen sich die Knappheit nicht in einem entspre­
chenden Preis ausdrücken kann oder (politisch) 
darf.

„Sicherheit zu steigern und Abhängigkeiten zu ver­
ringern“ ist das dritte von drei Handlungsfeldern, 
das Draghi in seinem Bericht ausmacht (Draghi, 
2024a, S. 54 ff.). Auch dieser Beirat hat sich mit der 
Thematik beschäftigt und den Aufbau eines „Euro­
pean Supply Security Office“ empfohlen, das Daten 
zu Lieferketten zur Verfügung stellt, Stresstests in 
vulnerablen Sektoren entwickelt und Vorschläge 
für Sicherheitsmaßnahmen erarbeitet (Wissen­
schaftlicher Beirat, 2023, S. 7). Draghi spricht von 
einem „Resiliency Assessment Body“ (Draghi, 
2024b, S. 300). 

Abhängigkeiten zu reduzieren ist insbesondere in 
den Industrien kostspielig, in denen große Skalen­
erträge vorliegen. In diesen Fällen wird ein Aufbau 
der Industrie in anderen Regionen der Welt be­
sonders unwirtschaftlich, wenn die für das Erzielen 
vergleichbarer Skalenerträge notwendigen Produk­
tionsmengen keinen Absatzmarkt finden. 

Zur Stärkung der Resilienz hat die EU in 2022 den 
„Chips Act“ sowie in 2023 den „Critical Raw Mate­
rials Act“ erlassen. Im Rahmen des Chips Act wer­
den 3,4 Mrd. Euro für Finanzierung von Forschung 
und Entwicklung sowie 43 Mrd. Euro für Chip-
Unternehmen bereitgestellt. Der Raw Materials Act 
definiert eine Liste von Rohstoffen, die wichtige 
Inputs für strategische Sektoren darstellen, und 
unterstützt den Aufbau einer lokalen europäischen 
Wertschöpfungskette für kritische Rohstoffe. 

In der europäischen Netto-Null-Industrie-Ver­
ordnung wird festgelegt, bis 2030 mindestens 40 % 
des jährlichen Bedarfs an sauberen Technologien 
in Europa herzustellen. Begründet wird dies auch 
damit, „Fragen der Versorgungssicherheit anzu­
gehen“ (Erwägungsgrund 16 der EU-Verordnung 
2024/1735, Europäische Union, 2024a). Der Beirat 
teilt diese Auffassung nicht, da Lieferkettenunter­
brechungen bei diesen Produkten kein besonderes 
Bedrohungsszenario darstellen (siehe auch Ab­
schnitt 3.1.2).  

3.1.4.	 Koordinierungsprobleme auflösen

Eine reine Marktlösung kann bei Koordinations­
problemen zu Ineffizienzen führen. Die Wahl etwa 
zwischen einer stärkeren Verwendung von grünem 
Wasserstoff oder einer stärkeren  Elektrifizierung 
etwa in der Industrie oder im Schwerlastverkehr 
setzt voraus, dass entsprechende Netze gebaut wer­
den. Ähnliches kann auf kommunaler Ebene für 
die Wahl zwischen Fernwärme und Wärmepumpen 
für die Wärmeversorgung gelten. Das Angebot von 
Fernwärme bedarf einer Ausweitung des Fernwär­
menetzes, das Angebot von Wärmepumpen einer 
Ertüchtigung des Stromnetzes. In Straßenzügen 
beides gleichzeitig zu machen, ist oft ineffizient. 

Ineffizienzen einer reinen Marktlösung können 
zur Folge haben, dass Haushalte und Unterneh­
men zu spät investieren, um nicht auf die „falsche 
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Technologie“ zu setzen. Sie können sich aber auch 
in zu hohen Investitionen in eine sich nachträglich 
als „falsch“ erweisende Technologie äußern. Dies 
könnte nahelegen, bei wegweisenden technologi­
schen Entscheidungen den Marktmechanismus 
durch staatliche Planung zu ersetzen. Der Staat 
würde dann beispielsweise mit Subventionen oder 
eigenen Investitionen eine Technologie alleine 
oder vorrangig vorantreiben. Außen vor bleibt 
dabei allerdings die Frage, woher staatliche Insti­
tutionen das entsprechende Wissen ziehen wollen 
(dazu nachfolgend 3.2.3). Gleichzeitig stellt sich die 
Frage, nach welchen tatsächlichen Zielfunktionen 
staatliche Institutionen handeln, da sie stets dem 
(Lobby-) Einfluss verschiedener Interessengruppen 
unterliegen. 

3.1.5.	 Verteidigungsfähigkeit sicherstellen

Die internationalen Verflechtungen der Wirtschaft 
waren schon immer Anlass, über industriepoliti­
sche Bestrebungen nachzudenken. Während etwa 
2019 der Schwerpunkt der sogenannten „strategi­
schen Industriepolitik“ auf einem Umlenken der 
internationalen Gewinne lag (Wissenschaftlicher 
Beirat, 2019), haben sich in den letzten Jahren 
durch den Angriffskrieg Russlands und die Sub­
ventionspolitik in China und den USA zwei andere 
Themen in den Vordergrund gedrängt: Industrie­
politik zur Sicherstellung der Verteidigungsfähig­
keit und Industriepolitik zum Ausgleich industrie­
politischer Maßnahmen anderer Wirtschaftsräume, 
was in 3.1.6 besprochen wird.   

Um die Verteidigungsfähigkeit Europas zu erhöhen, 
müssen nicht nur die Ausgaben der EU für Vertei­
digung gesteigert werden. Auch die Zusammenset­
zung der Ausgaben steht auf dem Prüfstand. So ist 
die Europäische Verteidigungsindustrie stark frag­
mentiert. Als Konsequenz werden Skaleneffekte 
nicht ausreichend genutzt, Duplizierungen finden 
statt und Standardisierung fehlt, was die Inter­

operabilität beeinträchtigt. Allerdings behalten da­
durch die einzelnen Länder ihre Eigenständigkeit 
in ihrer Verteidigungsbereitschaft, was angesichts 
der divergierenden Ansichten der EU-Staaten zur 
Bedrohung durch Russland einen eigenen Wert 
darstellen kann.

Insgesamt höhere Ausgaben für die Verteidigungs­
industrie können dazu führen, dass die Verteidi­
gungsindustrie vermehrt als Innovations- und 
Wachstumstreiber wirkt. Die USA wenden 16 % 
ihrer deutlich höheren Militärausgaben für For­
schung und Entwicklung auf, in der EU sind es 
nur 4,5 % (Draghi, 2024a, S. 59). Zivil- und Vertei­
digungssektor können sich dabei gegenseitig be­
fruchten: Innovationen im militärischen Bereich 
finden später oft Anwendung im zivilen Sektor, 
während umgekehrt viele technologische Neue­
rungen aus dem zivilen Bereich auch im Verteidi­
gungssektor genutzt werden (vgl. Bertschek u. a., 
2024). 

Mario Draghi empfiehlt in seinem Bericht eine 
intensivere gemeinsame Beschaffung der EU-Staa­
ten, um die europäische Verteidigungsindustrie zu 
stärken (Draghi, 2024a, S. 61). Eine Konsolidierung 
im Rüstungssektor würde mit einer gemeinsamen 
Beschaffung einhergehen. Draghi schlägt zudem 
„European Defence Projects of Common Interest“ 
vor, die die Forschung und Entwicklung im Vertei­
digungsbereich fördern können (ebd.). 

3.1.6.	 Umgang mit Subventionen aus 
Drittstaaten: Fairen Wettbewerb schaffen

Oft wird auf die Subventionen in den USA, insbe­
sondere im Rahmen des „Inflation Reduction Act“, 
sowie in China verwiesen, um eigene Subventionen 
in Europa als Reaktion oder Gegenmaßnahme zu 
begründen. Nicht-subventionierte europäische 
Unternehmen würden ansonsten mit subventio­
nierten Unternehmen aus Drittstaaten in einem 
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„unfairen“ Wettbewerb stehen. Die Europäische 
Union hat bereits vielfältig auf diese Problematik 
reagiert. Eine Systematisierung zeigt jedoch, dass 
noch Schutzlücken im Hinblick auf einen umfas­
senden fairen Wettbewerb existieren. 

Im europäischen Binnenmarkt sind hinsichtlich 
des Güter- und Dienstleistungswettbewerbs die 
Weichen für einen fairen Wettbewerb gestellt. Im­
porte aus Drittstaaten von Unternehmen, die sub­
ventioniert werden, können im Rahmen des Über­
einkommens über Subventionen und Ausgleichs­
maßnahmenordnung der Welthandelsorganisation 
(WTO) mit Ausgleichszöllen belegt werden (WTO, 
2025). Seit 2008 wurden mehr als 400 solcher Ver­
fahren durchgeführt, aktuell zu Elektrofahrzeugen 
aus China. Häufig sind ausländische Subventionen 
für das Inland von Vorteil, weil die ausländischen 
Steuerzahler die Produkte für inländische Konsu­
menten verbilligen. Das ist insbesondere dann vor­
teilhaft, wenn die Subventionen globale öffentliche 
Güter fördern, etwa bei Photovoltaikanlagen, die 
den Klimaschutz fördern (Schmidt & Wambach, 
2024). In manchen Fällen überwiegt aber der nega­
tive Effekt auf den Wettbewerb, insbesondere dann, 
wenn europäische Unternehmen aus dem Markt 
gedrängt werden und dadurch neue Abhängigkei­
ten von (Unternehmen in) Drittstaaten entstehen.  

Bislang existierte eine Schutzlücke, wenn subven­
tionierte Unternehmen aus Drittstaaten nicht in 
die EU liefern, sondern direkt in der EU produzie­
ren. Mittlerweile kann die EU-Kommission wenn 
schädliche Wettbewerbsverzerrungen vorliegen, 
auch gegen solche Unternehmen vorgehen. Die 
seit 2023 gültige EU-Drittstaatensubventionsver­
ordnung (Europäische Union, 2022) beinhaltet An­
meldepflichten für Unternehmen, die Subventio­
nen aus Drittstaaten erhalten haben und Fusionen 
eingehen oder sich an öffentlichen Ausschreibun­
gen in der EU beteiligen. Auch bei weiteren Wirt­
schaftstätigkeiten im europäischen Binnenmarkt 

greift diese Verordnung. So kann die Kommission 
Informationen anfordern, um mögliche den Bin­
nenmarkt verzerrende drittstaatliche Subventionen 
zu prüfen.

Um zu verhindern, dass Subventionen in Drittstaa­
ten europäische Unternehmen zur Verlagerung in 
diese Staaten bewegen, hat die EU-Kommission als 
Teil des „Temporary Crisis and Transition Frame­
work“ (Europäische Kommission, 2023a) die Bei­
hilfenregeln gelockert, um den Staaten ein „Mat­
ching“ solcher Subventionen zu ermöglichen. Die 
Lockerung ist allerdings begrenzt: Matching-Sub­
ventionen dürfen nur in benachteiligten Regionen 
(„assisted areas“) eingesetzt werden. Auch dies mag 
dazu beigetragen haben, dass das Instrument bis­
lang nur zweimal eingesetzt wurde, in Deutschland 
für den schwedischen Batteriehersteller Northvolt 
zum Aufbau einer Produktionsstätte in Heide in 
Schleswig-Holstein sowie einmal in Frankreich. 
Am 26. Juni 2025 wurde die Regelung in den „Clean 
Industrial Deal State Aid Framework“ (Europäische 
Kommission, 2025d) übernommen und ersetzt 
damit den „Termporary Crisis and Transition Fra­
mework“ (Europäische Kommission, 2023a). Dabei 
wird auf die zwingende Begrenzung auf benach­
teiligte Regionen verzichtet, allerdings muss im 
Falle einer Förderung außerhalb dieser Regionen 
nachgewiesen werden, dass die Investition nicht 
genauso effizient in einer benachteiligten Region 
hätte implementiert werden können. 

Eine Schutzlücke besteht aber für aus Europa he­
raus exportierende Unternehmen. Diese Unter­
nehmen haben einen Nachteil, wenn sie mit 
subventionierten Unternehmen aus Drittstaaten 
konkurrieren. In anderen Regionen der Welt mag 
es attraktiver sein, auf Produkte subventionierter 
Unternehmen aus Drittstaaten zuzugreifen als auf 
europäische Produkte ohne diese Subventionen 
– ein Wettbewerbsnachteil für europäische Unter­
nehmen. Insbesondere Deutschland mit seinen ex­
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portstarken Unternehmen sollte diese Entwicklung 
im Auge behalten. 

3.2.	 Gefahren der Industriepolitik: Wett
bewerbsverzerrung und Rent-Seeking

Industriepolitik kann mit gravierenden Nachteilen 
verbunden sein. Aus gutem Grund war Industriepoli­
tik in Deutschland lange verpönt. Auch internatio­
nale (Wirtschafts-) Organisationen sehen Industrie­
politik kritisch: So können im Rahmen der WTO Im­
porte von subventionierten Unternehmen mit einem 
Ausgleichszoll belegt werden. Innerhalb der EU dient 
die Beihilfenkontrolle dazu, die negativen Effekte na­
tionaler Subventionspolitiken zu begrenzen.

3.2.1.	 Unproduktiver Subventionswettlauf

Es ist derzeit wieder zu beobachten: die USA, EU 
und China konkurrieren mit Subventionen um die 
Ansiedlung von Unternehmen. Auch wenn ein­
zelne Subventionen produktivitätsfördernd sein 
können (siehe Abschnitt 2.4), ist ein solcher Wett­
lauf per se nicht produktiv: Das jeweilige Unter­
nehmen hätte sich sowieso irgendwo angesiedelt. 
Mal gewinnt die eine Region den Subventions­
wettlauf, mal die andere. Die Staaten würden sich 
gemeinsam besserstellen, wenn sie sich einigen 
könnten, auf Subventionen zu verzichten. 

In der EU dient die Beihilfenkontrolle diesem 
Zweck. Staatliche Subventionen sind nur in be­
stimmten Fällen gestattet, etwa zur Förderung der 
wirtschaftlichen Entwicklung von benachteiligten 
Gebieten oder zur Behebung einer beträchtlichen 
Störung im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats. 
Sowohl Letta als auch Draghi sehen die Gefahr, 

dass eine Ausweitung der Subventionspolitik im 
Rahmen der neuen Industriepolitik zu Schieflagen 
innerhalb Europas führen könnte (Draghi, 2024b, 
S. 17; Letta, 2024, S. 26).6

3.2.2.	 Wettbewerbsverzerrungen

Der Wettbewerb wird verzerrt, wenn einzelne 
Unternehmen gefördert werden und andere nicht 
oder nicht im gleichen Maße. Die staatliche För­
derung entscheidet dann mit darüber, wer güns­
tigere oder bessere Produkte anbieten kann. Ein 
Beispiel für eine solche Wettbewerbsverzerrung 
zeigte sich bei der Förderung der Lufthansa wäh­
rend der Corona-Pandemie. Um einen möglichen 
Wettbewerbsvorteil gegenüber nicht unterstütz­
ten Unternehmen auszugleichen, verlangte die 
EU-Kommission, dass die Lufthansa Start- und 
Landerechte in Frankfurt und München an die 
Konkurrenz abgibt sowie während der Förderzeit 
keine Unternehmenskäufe tätigt. Das Gericht der 
Europäischen Union (EuG) hat 2023 entschieden, 
dass die EU-Kommission die Beihilfen in dieser 
Form nicht hätte genehmigen dürfen. Es rügte die 
Einschätzung der Kommission zur Marktmacht der 
Lufthansa an Flughäfen sowie die gewählten Aufla­
gen, die nicht gewährleistet hätten, dass ein wirksa­
mer Wettbewerb gewahrt wurde. Die Klage hatten 
die Lufthansa-Konkurrenten Ryanair und Condor 
eingereicht (Europäische Kommission, 2023b). 

3.2.3.	 Anmaßung von Wissen und 
„Staatsversagen“

Die staatliche Förderung einzelner Sektoren, Tech­
nologien oder gar Unternehmen birgt das Risiko 
von Fehlförderungen infolge einer staatlichen An­
maßung von Wissen (Hayek, 1996) in dem Sinne, 

6	 Letta etwa schlägt in seinem Bericht vor, einen Mechanismus für staatliche Beihilfen vorzusehen, der die Mitgliedstaaten verpflichtet, einen Teil 
ihrer nationalen Mittel für die Finanzierung europaweiter Initiativen und Investitionen bereitzustellen (Letta, 2024, S. 27).
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dass entweder Technologien unterstützt werden, 
die sich im Nachhinein als unterlegen herausstellen 
(insofern sie sich nicht dauerhaft am Markt durch­
setzen können), oder dass Unternehmen gefördert 
werden, deren Geschäftsmodell nicht tragfähig ist. 
Einfluss von Lobbygruppen, Eigeninteressen der 
Politiker und begrenzte Informationen der öffent­
lichen Hand, besonders bei hoher Firmenhetero­
genität, können jedoch dazu führen, dass diese Ent­
scheidungen verzerrt sind und Unternehmen und 
Technologien gefördert werden, deren Förderung 
nicht wohlfahrtssteigernd ist. Hinzu kommt, dass 
staatliche Akteure ein Interesse an kurzfristigen Er­
folgen haben, da die Einführung von Maßnahmen 
einem Legitimationsdruck unterliegt. Darin liegt 
auch die Gefahr, dass es bei Schwierigkeiten geför­
derter Projekte zu „Nachschüssen“ kommt, um das 
Scheitern zu vermeiden oder hinauszuziehen. Auch 
in diesem Fall kann es aufgrund von Risikoaversion 
zur Auswahl und Förderung von aus gesellschaft­
licher Sicht falschen Projekten, Technologien, oder 
Unternehmen kommen (Veugelers u. a., 2022; 
Acciai, 2023). Ferner muss berücksichtigt werden, 
dass Staatseingriffe dem politischen Prozess unter­
liegen, wodurch beispielsweise Partikularinteressen 
einzelne Entscheidungen übergebührlich beein­
flussen können. Dies gilt umso mehr als, anders 
als im Markt, die Gruppe der Nutznießer einer 
industriepolitischen Maßnahme sehr verschieden 
sein kann von denjenigen, deren Steuerlast diese 
letztendlich finanziert. Schließlich tragen die poli­
tischen Entscheider nicht das Risiko von Kapital­
verlusten, was im Kalkül privater Investoren eine 
wichtige Rolle spielt.

Dieses Phänomen eines substantiellen Abweichens 
eines Idealeingriffs von dem in der politischen 
Realität tatsächlich erfolgten Eingriff wird auch als 
„Staatsversagen“ bezeichnet. Die wirtschaftswissen­
schaftliche Forschung beginnt erst allmählich, sich 
mit dem Aspekt der politischen Durchführbarkeit 

industriepolitischer Maßnahmen zu befassen (siehe 
etwa Juhász und Lane, 2024).

3.2.4.	 Unproduktives Rent-Seeking

Sobald Subventionen im Raum stehen, lohnt es 
sich für die Unternehmen, in „Rent Seeking“ zu in­
vestieren, etwa indem Lobbyisten bezahlt werden, 
um besser an diesen Subventionen teilhaben zu 
können. Diese Mittelverwendung ist volkswirt­
schaftlich unproduktiv (del Rio, 2021). Es entsteht 
der Eindruck, dass mit der Renaissance der Indus­
triepolitik diese Rent-Seeking-Aktivitäten zuge­
nommen haben. So zeigt eine Analyse von Corpo­
rate Europe Observatory und Lobby Control, dass 
das die EU-Lobbyausgaben jener Firmen, die mehr 
als eine Million Euro ausgeben, seit 2020 um ein 
Drittel gewachsen sind (Corporate Europe Obser­
vatory und Lobby Control, 2025). 

3.3.	 Zwischenfazit: Enge Begrenzung der 
Ziele der Industriepolitik 

Die potenziellen Schäden, die eine falsch gesteuerte 
und übergriffige Industriepolitik anrichten kann, 
sind gravierend. Aus guten Gründen werden indus­
triepolitische Eingriffe vielfach kritisch gesehen 
und sind in internationalen Wirtschaftsabkommen 
strengen Regeln unterworfen. Die Renaissance der 
Industriepolitik sollte sich daher eng an den neuen 
Tatbeständen für Eingriffe in Märkte ausrichten, 
um nicht zu einem Einfallstor für beliebige För­
derungen zu werden. In der Analyse in Abschnitt 
3.1. zeigt sich, dass neben der Begleitung des Struk­
turwandels durch die Energietransformation die 
Stärkung der Lieferketten sowie geopolitische Um­
stände einen neuen Zugang zur Industriepolitik 
begründen können. Diese muss sich jedoch an den 
schon ergriffenen Maßnahmen orientieren:



20 3. GRÜNDE FÜR UND GEFAHREN VON INDUSTRIEPOLITIK

	z Transformation der Wirtschaft: Durch die euro­
päischen Emissionshandelssysteme ist ein 
marktwirtschaftliches System zur Erreichung 
der Klimaziele eingesetzt worden. Viele der vor­
geschlagenen und auch der bereits bestehen­
den Maßnahmen der Klimapolitik sind vor 
diesem Hintergrund nicht notwendig oder gar 
schädlich, weil sie zu höheren Kosten für die 
Transformation führen. Zusätzliche Maßnah­
men können aber notwendig werden, um die 
durch die Klimapolitik entstehenden Nachteile 
von europäischen Unternehmen im Wettbe­
werb außerhalb Europas zu mindern sowie den 
Strukturwandel zu begleiten (Strukturanpas­
sungspolitik).  

	z Resilienz der Wirtschaft: Die Stärkung der Lie­
ferketten kann industriepolitische Eingriffe 
begründen. Unternehmen haben allerdings ein 
eigenes Interesse an der Sicherung ihrer Liefer­
ketten, und die öffentliche Hand sollte nur ein­
greifen, insofern die individuellen Maßnahmen 
nicht ausreichen und die Sicherung dieser Lie­
ferketten im nationalen Interesse ist. 

	z Internationaler Wettbewerb (Wettbewerbsfähig-
keit7): Europäische Unternehmen konkurrieren 
mit subventionierten Unternehmen aus Dritt­
staaten, was zu Marktverzerrungen bis hin zu 
Marktaustritten der europäischen Unterneh­
men führen kann. Allerdings existieren Schutz­
instrumente, insbesondere was den Wettbewerb 
innerhalb der EU betrifft. Europäische Unter­
nehmen sind aber im Nachteil, wenn sie außer­
halb Europas im Wettbewerb mit subventionier­
ten Unternehmen aus Drittstaaten stehen.      

7	 „Wettbewerbsfähigkeit“ ist ein Begriff, der nur für einzelne Unternehmen oder Sektoren sinnvoll definiert werden kann, nicht aber für ganze 
Volkswirtschaften. Exportorientierte europäische Unternehmen stehen in ihren Märkten im Wettbewerb. Dazu gehören nicht nur die ggfs. globa-
len Absatzmärkte, sondern auch die lokalen Arbeitsmärkte. In diesen sind die Wettbewerber andere heimische Unternehmen, solche mit lokalen 
oder nationalen Absatzmärkten ebenso wie solche, die international tätig sind. Eine Schädigung exportorientierter Unternehmen durch Sub-
ventionen für die Wettbewerber in den Absatzmärkten kann auch dazu führen, dass die Wettbewerbsfähigkeit dieser anderen Unternehmen auf 
deren Inputmärkten und damit auf ihren Absatzmärkten zunimmt.
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4.1.	 Verantwortung für den Binnenmarkt

Viele der in Abschnitt 3 aufgeführten Gründe für 
Industriepolitik legen eine europäische Herange­
hensweise nahe: Versorgungssicherheit ist in einem 
europäischen Binnenmarkt national nicht bzw. nur 
zu höheren Kosten und unter Inkaufnahme von 
Grenzschließungen im Versorgungsfall erreichbar; 
die Stärkung der Verteidigungsfähigkeit ist auch 
eine europäische Aufgabe; die Transformation der 
Wirtschaft zu Klimaneutralität betrifft alle Staa­
ten in Europa und lässt sich in koordinierter Form 
günstiger erreichen als bei nationalen Alleingän­
gen. Auch bei der Innovationsförderung, insbeson­
dere der Finanzierung von Gründungen sowie der 
Skalierung neuer Technologien, stellen nationale 
Grenzen oft ein Hindernis dar. Auch wenn also 
vieles für eine europäisch koordinierte Vorgehens­
weise spricht, impliziert dies nicht unbedingt, dass 
diese Aufgaben in das Mandat der EU-Kommission 
fallen sollten. In diesem Abschnitt werden grund­
sätzliche Erwägungen diskutiert, unter welchen 
Umständen die EU-Kommission für eine europäi­
sche Industriepolitik zuständig sein sollte. 

Zu den exklusiven Kompetenzen der EU gehören 
die Zuständigkeiten für den Binnenmarkt, die 
Währungspolitik und die gemeinsame Handels­
politik. Dies sind alles Bereiche, die weitgehend 
„horizontalen“ Charakter haben, insofern sie alle 
Unternehmen und Sektoren gleich oder ähnlich 
betreffen. Darüber hinaus legt Artikel 173 AEUV 
fest, dass die „Union und die Mitgliedstaaten [dafür] 
sorgen […], dass die notwendigen Voraussetzungen 
für die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie der 
Union gewährleistet sind.“ Die Kommission kann 
dabei Initiativen ergreifen, die der Koordinierung 

der Mitgliedsstaaten zu diesem Zweck förderlich 
sind. Maßnahmen zur „Erleichterung der Anpas­
sung der Industrie an die strukturellen Verände­
rungen“ können Union und Mitgliedsstaaten ge­
meinsam durchführen. Allerdings wird explizit auf­
geführt: „Dieser Titel bietet keine Grundlage dafür, 
dass die Union irgendeine Maßnahme einführt, die 
zu Wettbewerbsverzerrungen führen könnte […].“

Dieser Schwerpunkt auf den Binnenmarkt und 
horizontale Eingriffe mag auch in der unmittelba­
ren Verteilungswirkung vertikaler Industriepolitik 
begründet sein. Bestandteil dieser Industriepolitik 
sind sektor- oder unternehmensspezifische Förde­
rungen. Von dieser Förderung können die einzel­
nen Länder der EU sehr unterschiedlich betroffen 
sein. Die Übernahme der Verantwortung der damit 
zusammenhängenden Verteilungsfragen mag ins­
besondere für die EU-Kommission schwer sein, 
deren demokratische Legitimation oft in Frage ge­
stellt wird, da sie nicht direkt von den europäischen 
Bürgerinnen und Bürgern gewählt ist und ihre 
Entscheidungen häufig als intransparent wahrge­
nommen werden.

Insbesondere die Konzepte der wirtschaftlichen 
Resilienz sowie der strategischen Industrien sind 
nicht wohldefiniert und werden, sofern sie die Ba­
sis der industriepolitischen Maßnahmen bilden, zu 
vermehrten diskretionären Entscheidungen durch 
die zuständigen Gremien führen. Auch viele der in 
den Berichten von Letta und Draghi eingebrach­
ten Vorschläge würden in ihrer Umsetzung eine 
massive Stärkung des Einflusses und der Macht 
der EU-Kommission bedeuten, auch im Hinblick 
auf ihre steuer- und budgetpolitischen Eingriffs­
möglichkeiten. Da die Grenzen der Industriepolitik 

8	 Wilhelm Röpke, einer der Wegbereiter der sozialen Marktwirtschaft, hat dazu die Unterscheidung zwischen „konformen“ und „nichtkonformen“ 
Eingriffen genutzt. Konform seien Eingriffe dann, wenn sie „die Preismechanik und die dadurch bewirkte Selbststeuerung des Marktes nicht auf-
heben, sondern sich ihr als neue ʻDatenʼ einordnen und von ihr assimiliert werden“ (Röpke, 1942, S. 259).

4.	  �Zur Legitimation der EU-Kommission 
für eine Industriepolitik
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unscharf sind, wäre eine Vielzahl von Einzeleingrif­
fen in starker Abhängigkeit von den Präferenzen 
der Kommission die Folge. Weil die Kommission, 
anders als die nationalen Regierungen, nicht zur 
direkten Wahl durch die Bevölkerung der EU steht 
und für Entscheidungen nur indirekt verantwort­
lich gemacht wird, ist dies problematisch.

4.2.	 Zwischenfazit: Europäische 
Koordination sinnvoll

Die in Abschnitt 4.1. vorgebrachten Argumente 
sprechen dafür, dass sich die Europäische Kommis­
sion in ihren Aufgaben weitgehend auf eine hori­
zontale Industriepolitik, also auf eine Stärkung des 
europäischen Binnenmarktes, konzentrieren sollte. 
Bei Fragen der vertikalen Industriepolitik, die mit 
Verteilungsfragen innerhalb und zwischen den 
Staaten der EU einhergehen, sollte sie eine koor­
dinierende Funktion wahrnehmen. Dazu gehören, 
Leitlinien und Indikatoren festzulegen, den Aus­
tausch über bewährte Verfahren durchzuführen 
und die erforderlichen Elemente für eine regelmä­
ßige Überwachung und Bewertung auszuarbeiten 
(Art. 173 Abs. 2 AEUV).
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Dieser Abschnitt beschäftigt sich mit ausgewählten 
Instrumenten und Vorschlägen zur Industriepolitik 
der EU. Neben der Frage, inwiefern diese einen an­
gemessenen Zweck erfüllen (siehe dazu Abschnitt 3), 
muss geklärt werden, inwiefern diese erforderlich 
sind.  

Die Beihilfekontrolle der EU steuert die Möglich­
keiten der einzelnen Staaten, ihren Unternehmen 
Subventionen zukommen zu lassen. Die Beihilfe­
kontrolle und die geplanten Änderungen sind In­
halt von Abschnitt 5.1. Abschnitt 5.2. geht der Frage 
nach, ob und inwiefern die Wettbewerbspolitik an­
gepasst werden sollte, um industriepolitische Ziele 
besser erreichen zu können. Abschnitt 5.3. analy­
siert die aktuell diskutierten Vorschläge zur Außen­
wirtschaftspolitik und geht dabei auf die von Mario 
Draghi vorgeschlagene Systematik förderungswür­
diger Industrien ein.

5.1.	 Beihilfenkontrolle – Förderung mit 
Wettbewerb vereinbaren

Soweit bei staatlichen Förderprogrammen die 
Mittel aus den Haushalten der Staaten der EU 
kommen, werden sie durch die europäische Bei­
hilfenkontrolle reguliert. Die Beihilfenkontrolle ist 
in Artikel 107 ff. AEUV geregelt. Bestimmte Arten 
von Beihilfen sind von der Kontrolle ausgenom­
men. Darunter fallen erstens Beihilfen sozialer Art 
an Verbraucherinnen und Verbraucher, wenn sie 
ohne Diskriminierung nach der Herkunft der Wa­
ren gewährt werden, und zweitens Beihilfen zur 
Beseitigung von Schäden, die durch Naturkatastro­
phen oder sonstige außergewöhnliche Ereignisse 
entstanden sind. Drittens sind Wirtschaftsbeihilfen 

zur Überwindung der Teilung Deutschlands er­
laubt (Art. 107 Abs. 2 AEUV).

Als mit dem Binnenmarkt vereinbar können u. a. 
angesehen werden: Beihilfen zur Förderung der 
wirtschaftlichen Entwicklung von benachteiligten 
Gebieten, Beihilfen zur Förderung wichtiger Vor­
haben von gemeinsamem europäischem Interesse 
oder zur Behebung einer beträchtlichen Störung 
im Wirtschaftsleben eines Mitgliedstaats, und Bei­
hilfen zur Förderung der Kultur und der Erhaltung 
des kulturellen Erbes (Art. 107 Abs. 3 AEUV). In sol­
chen Fällen entscheidet die EU-Kommission über 
die Zulässigkeit der Beihilfe. 

Die Zwecke möglicher Beihilfen sind sehr vielfältig. 
Insofern eine Stärkung von Innovation, Klima­
schutz und Resilienz „wichtige Vorhaben von ge­
meinsamem europäischem Interesse“ sind, sind 
die relevanten Motivationen für Industriepolitik 
bereits von Artikel 107 ff. AEUV erfasst.

Eine Ausweitung der Zwecke erscheint daher nicht 
notwendig. Dies richtet den Fokus auf die Ge­
nehmigungspraxis. Dabei sollten die Grenzen der 
Industriepolitik stärker berücksichtigt und Ver­
zerrungen des Wettbewerbs vermieden werden. 
„Marktkonforme“ Eingriffe, die den Wettbewerb 
stärken oder zumindest nicht schwächen, sowie 
den Markt offenhalten und Markteintritt zulassen, 
sind am ehesten mit einer marktwirtschaftlichen 
Ordnung in Einklang zu bringen.9

Die Gründe für Industriepolitik – Innovationen 
stärken, Transformation voranbringen, Resilienz 
aufbauen – betreffen Branchen und nicht einzelne 
Unternehmen. Eine Förderung aller Unternehmen 

9	 Die EU-Beihilfekontrolle hat eine Abwägungsprüfung entwickelt, um die möglichen negativen wettbewerblichen Auswirkungen von Beihilfen 
mit den positiven Wirkungen abzuwägen. (Europäische Kommission, 2021, Rn. 28; siehe dazu auch Duso u. a., 2025).

5.	� Implikationen für die europäische  
Industriepolitik
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einer Branche, wie sie etwa im Stahlsektor zu be­
obachten ist, ist kostspielig und verlangsamt mögli­
cherweise gar die Transformation, da nicht nur die 
am besten dafür geeigneten Unternehmen trans­
formieren. Bei der Gestaltung von Förderprogram­
men sollte auf eine wettbewerbliche Ausschreibung 
und Auswahl sowie die Eignung von möglichen 
Auswahlkriterien geachtet werden.

Die Förderung einzelner Unternehmen birgt im­
mer die Gefahr, dass Wettbewerber dieses Unter­
nehmens relativ Nachteile haben. Selektive Förde­
rungen spezifischer Unternehmen, insofern diese 
nicht im Wettbewerb ermittelt werden, sind zu 
vermeiden oder mit entsprechenden Auflagen zu 
verknüpfen. Der Aufbau von Europäischen Cham­
pions durch Verhinderung von Marktzutritten und 
selektiven Förderungen ist als Ziel einer Industrie­
politik abzulehnen.

Eine besondere Rolle bei der Beihilfekontrolle neh­
men die IPCEIs ein, die auch in den Berichten von 
Letta (2024, S. 40) und Draghi (2024a, S. 17) betont 
werden. IPCEIs müssen auf die Behebung eines 
schwerwiegenden Markt- oder Systemversagens 
ausgerichtet sein. Sie sollen bahnbrechende Inno­
vationen und Infrastrukturvorhaben im Rahmen 
einer grenzübergreifenden Zusammenarbeit er­
möglichen, die positive Spillover-Effekte auf den 
Binnenmarkt und die ganze Gesellschaft haben 
(Europäische Kommission, 2021). 

Wie in Abschnitt 3.1.1. dargelegt, kann die europäi­
sche Zusammenarbeit in der Innovationsförderung 
dazu beitragen, der Tendenz entgegenzuwirken, dass 
Innovationen aufgrund ihrer Eigenschaft als öf­
fentliches Gut unterfinanziert werden. Dies spricht 
dafür, das europäische Instrument der IPCEIs zur 
Reduzierung der Innovationslücke sowie zur Stär­
kung von Sicherheit und Resilienz auszuweiten. Die 
Frage ist offen, ob und wie gut IPCEIs wirken. Daher 
sollten diese wissenschaftlich evaluiert werden.

Industriepolitische Eingriffe durch Fördermittel 
sollten also so gestaltet sein, dass sie den Wettbe­
werb stärken, auf keinen Fall aber schwächen. Ziel 
ist dabei, Märkte funktionsfähiger zu machen, die 
Maßnahmen also „marktkonform“ zu konzipieren. 
Wettbewerbliche Ausschreibungen, das Zulassen und 
ggf. Förderung von Markteintritt und -austritt sowie 
die Berücksichtigung der zukünftigen Wettbewerbs­
intensität in dem jeweiligen Sektor können dazu 
beitragen. Ansätze des Marktdesign, wie sie etwa bei 
Kapazitätsmärkten oder den Pandemiebereitschafts­
verträgen zum Einsatz kommen, bieten weitere 
Anknüpfpunkte (siehe zu „Märkten für Versorgungs­
sicherheit“ auch Wissenschaftlicher Beirat, 2023). Ef­
fektive Industriepolitik erfordert zudem eine ausge­
wogene Kombination aus Push- und Pull-Faktoren, 
wie etwa die gezielte Förderung von Forschung und 
Entwicklung (Push) sowie die Schaffung verlässlicher 
Standards wie bei Grünen Leitmärkten (Pull).

5.2.	 Wettbewerbspolitik als 
industriepolitisches Instrument

Aktuell gibt es auf europäischer Ebene verstärkt 
Bestrebungen, die Wettbewerbspolitik für indus­
triepolitische Ziele neu auszurichten. Konkret be­
trifft dies insbesondere die für 2026 anstehende 
Überarbeitung der Horizontal-Leitlinien zur 
Fusionskontrolle. So schreibt die Kommissions­
präsidentin in ihrem „Mission Letter“ an die Wett­
bewerbskommissarin Teresa Ribera: „This (compe­
tition policy) should give adequate weight to the 
European economy’s more acute needs in respect 
of resilience, efficiency and innovation, the time 
horizons and investment intensity of competition 
in certain strategic sectors and the changed defence 
and security environment“ (von der Leyen, 2024). 
In diesem Abschnitt diskutieren wir, ob die Wettbe­
werbspolitik tatsächlich ein geeignetes Instrument 
für das Erreichen industriepolitischer Ziele ist 
(dazu auch Wissenschaftlicher Beirat, 2024a).
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Dass Wettbewerbspolitik auch die Implikationen 
für Innovationen, gerade in dynamischen Märk­
ten, berücksichtigen soll, ist weder eine neue 
Einsicht noch eine neue Anforderung. Die letzte 
EU-Kommission hat abnehmende Anreize zur 
Innovation wiederholt als Untersagungsgrund 
für Fusionen angeführt. Auch der „Kompass für 
Wettbewerbsfähigkeit“, den die EU-Kommission 
im Januar 2025 vorgestellt hat, führt aus, dass eine 
strikte Wettbewerbspolitik, gerade in der Fusions­
kontrolle, Anreize für Innovationen und erhöhte 
Effizienz schafft (Europäische Kommission 2025a, 
S. 6). Allerdings liest sich dies angesichts der dort 
formulierten neuen Anforderungen an die Wettbe­
werbspolitik eher als Relikt. Explizit wird in Bezug 
auf die Fusionskontrolle auch die Notwendigkeit 
angeführt, dass Unternehmen in neuen, globalen 
Märkten hinreichend wachsen können müssen. 
Dies ordnet sich ein in die Forderungen des Letta-
Berichts, der ebenfalls die mangelnde Größe der 
oft national agierenden europäischen Firmen be­
mängelt, die wiederum strukturell schwach auf­
gestellt seien („structural weakness“) und zu wenig 
investiert hätten („decades of underinvestment“) 
(Letta, 2024, S. 99). Der Draghi-Bericht spricht sich 
explizit für eine weitergehende Konsolidierung im 
Verteidigungs- und Telekommunikationssektor 
aus (Draghi, 2024a, S. 35 und S. 59). Duso u. a. (2024) 
argumentieren, dass eine Konsolidierung im Tele­
kommunikationssektor über nationale Grenzen 
hinaus Vorteile für europäische Unternehmen und 
Verbraucher haben können, die jedoch auch mit 
der jetzigen Fusionskontrolle möglich sind.

Um die künftige Stoßrichtung der europäischen 
Wettbewerbspolitik erahnen zu können, muss 
zunächst festgehalten werden, dass die EU-Fu­
sionskontrolle grundsätzlich keinen Raum für 
sektorspezifische Sonderbehandlungen im Voll­
zug vorsieht. Anders als in Deutschland gibt es auf 
europäischer Ebene nicht das Instrument einer Mi­
nistererlaubnis, mit der eine kartellrechtlich unter­

sagte Fusion im Interesse des Gemeinwohls geneh­
migt werden könnte. Damit ist das herkömmliche 
europäische Fusionskontrollrecht gegenüber sek­
torspezifischen oder politisch motivierten Sonder­
behandlungen relativ resistent. Sofern daher die 
europäische Fusionskontrolle zusätzlichen Raum 
für die Berücksichtigung von „resilience, efficiency 
and innovation“ schaffen soll, muss dies im Rah­
men der Fusionsleitlinien sektorübergreifend ver­
ankert werden und sich in die aus der Fusionskont­
rollverordnung ergebenden Paradigmen der mate­
riellen Prüfung von Zusammenschlüssen einfügen. 
Die EU-Kommission kann durch ihre Leitlinien 
nicht höherrangiges Recht verändern. Im Ergebnis 
lässt damit das europäische Wettbewerbsrecht we­
nig Raum, um den Aspekten „resilience, efficiency 
and innovation“ lediglich in spezifischen Sektoren 
ein besonderes Gewicht zu geben.

Ziel des europäischen Wettbewerbsrechts im Allge­
meinen und der Fusionskontrolle im Besonderen ist 
der Schutz des Wettbewerbs. Anerkanntermaßen ist 
hierbei die Konsumentenwohlfahrt eine wesentli­
che Metrik. Auch wenn der Schutz des Wettbewerbs 
nicht mit der Maximierung der Konsumentenwohl­
fahrt gleichgesetzt wird, ist letztere in der Praxis 
doch die Maßeinheit, anhand derer die Vor- und 
Nachteile einer Fusion einheitlich bemessen und 
damit auch verrechnet werden. Im Prinzip werden 
in einem Fusionskontrollverfahren nicht nur die 
statischen Effekte auf die Konsumentenwohlfahrt, 
insbesondere möglicherweise überhöhte Preise be­
rücksichtigt, sondern auch die Auswirkungen der 
Fusion auf die dynamische Effizienz. Demnach ist 
es bereits unter dem geltenden Fusionskartellrecht 
grundsätzlich möglich, „resilience, efficiency and 
innovation“ zu berücksichtigen. Diese Feststellung 
gilt allerdings aus zwei Gründen nur beschränkt. 
Zum einen scheint die EU-Kommission bislang nur 
wenig aufgeschlossen zu sein gegenüber einer Effi­
zienzverteidigung, einschließlich der erwartbaren 
Auswirkungen auf Innovationen. Sie hat stattdessen 
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vermutete negative Auswirkungen auf Innovatio­
nen gerade in jüngerer Zeit mit als Begründung für 
eine Untersagung herangezogen. Zum anderen sind 
diese Ziele nur unter dem Aspekt der Auswirkung 
auf die Wohlfahrt der Verbraucherinnen und Ver­
braucher in dem jeweiligen Markt zu berücksichti­
gen. Wir gehen auf beides gesondert ein.

In mehreren Präzedenzfällen hat die EU-Kommis­
sion Zusammenschlüsse mit Verweis auf die nega­
tiven Auswirkungen auf zukünftige Innovationen 
untersagt (so insbesondere in der wegweisenden 
Dow/DuPont-Entscheidung in 2017; Europäische 
Kommission, 2017). Dabei hat die Kommission aus­
drücklich eine sehr langfristige Sichtweise einge­
nommen, die den langen Entwicklungszyklen von 
bis zu zehn Jahren, etwa in der Pharmabranche, 
Rechnung trägt. Insgesamt scheint es, als drängen 
Unternehmen mit einer Effizienzverteidigung bis­
lang wenig durch. Dies mag an wenig belastbarer 
Evidenz liegen oder aber daran, dass die Kom­
mission beim Vortrag positiver Effizienzen den 
Schwerpunkt darauf legt, diese möglichst nicht zu 
überschätzen (sog. Fehler zweiter Art). Sofern von 
einer Fusion aufgrund erhöhter Marktmacht und 
dem Ausbleiben von Kosteneinsparungen erhöhte 
Preise zu erwarten sind, müssten diese mit den 
Auswirkungen von positiven Investitions- und In­
novationseffekten verrechnet werden, während das 
Anführen negativer Effekte auf die Innovation le­
diglich ein zusätzliches Argument darstellt, welches 
dann nicht mehr quantifiziert werden muss. Sofern 
es eine entsprechende Tendenz in der bisherigen 
Praxis gibt, könnten die Leitlinien einer solchen Ef­
fizienzverteidigung größeres Gewicht geben, ohne 
dass der bisherige Analyserahmen verlassen wird. 
Die Kommission hat erst kürzlich im Rahmen ihrer 
im März 2025 angekündigten Konsultation zur 
Überarbeitung der Fusionsleitlinien eine entspre­
chende ökonomische Studie zu den dynamischen 
Effekten von Fusionen ausgeschrieben (Europäi­
sche Kommission, 2025e).

Beispielsweise mag es im Einzelfall belastbare 
Evidenz dafür geben, dass die Fusion, nicht aber 
organisches Wachstum oder aber eine weniger den 
Wettbewerb beeinträchtigende Kooperation, die 
für die Realisierung bestimmter Investitionen nö­
tige (Markt- oder Finanz-) Größe schafft. Diese In­
vestitionen mögen sich dann in erhöhter Innova­
tionstätigkeit niederschlagen, von der die Verbrau­
cherinnen und Verbraucher durch neue Produkte 
profitieren. Auch mag es erst für das konsolidierte 
Unternehmen profitabel sein, ein neues Werk in 
Europa zu errichten, um dadurch die Versorgungs­
sicherheit zu erhöhen. Dies ist allerdings stets im 
Einzelfall zu prüfen, da konzeptionell ebenfalls 
gute Gründe dafür sprechen, warum marktmäch­
tige Unternehmen weniger Anreize zu Investitio­
nen und Innovationen haben.

Weiter gefasst darf die kartellrechtliche Praxis das 
Spannungsverhältnis zwischen statischer und dy­
namischer Effizienz nicht ignorieren. So muss ein 
Unternehmen seine Investitionen durch entspre­
chende Margen wieder einspielen. Dies führt im 
Vergleich zu einem Benchmark des vollständigen 
Wettbewerbs notgedrungen zu einer verminderten 
statischen Effizienz (höherer sogenannter „dead­
weight loss“). Im Idealfall sollten zwar die Preise 
möglichst niedrig sein, ohne dass dadurch die In­
vestitionen ausbleiben. Sofern allerdings vornehm­
lich die Kunden im betroffenen Markt von den 
Investitionen profitieren, kann es nicht geboten 
sein, diese anderweitig, etwa durch Subventionen, 
zu finanzieren. Letztere haben zudem oft vernach­
lässigte Wohlfahrtskosten, da die dafür erhobenen 
Steuern zu Verzerrungen führen. 

Die bei der Fusionskontrolle berücksichtigten Ef­
fekte beschränken sich stets wesentlich oder gar 
ausschließlich auf die betroffenen Märkte und Ver­
braucher. Sofern eine Fusion Auswirkungen auf 
die (wie auch immer operationalisierte) Resilienz, 
auf Effizienz oder auf Innovation hat, wird diesen 
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nur insoweit Gewicht eingeräumt, als sie die Ver­
braucherwohlfahrt in den betroffenen Märkten 
fördern oder senken. Dies bedeutet zweierlei: Zum 
einen können diese Aspekte nicht gesondert zu 
berücksichtigende Ziele darstellen, die dann mit 
dem Ziel der Förderung der Verbraucherwohlfahrt 
koexistieren und ggf. konkurrieren sollen. Zum an­
deren werden nach bislang gängiger Praxis in der 
Fusionskontrolle grundsätzlich nur Auswirkungen 
in den betroffenen Märkten betrachtet, nicht aber 
darüber hinaus (sog. „out-of-market efficiencies“). 
Sofern es Bestrebungen gibt, diese Einschränkun­
gen in der Fusionskontrolle aufzuheben, ist dies 
nach Meinung des Beirats allerdings nicht geboten. 

Der Beirat hat sich mit der Frage nach der Aus­
weitung der Ziele des Wettbewerbs sowie dem 
Einbezug solcher „out-of-market efficiencies“ vor 
kurzem ausführlich unter dem Aspekt der Nach­
haltigkeit befasst (Wissenschaftlicher Beirat, 2024b, 
S. 10 f., 19 ff.). Er hat sich dabei gegen eine Verbrei­
terung kartellrechtlicher Zielvorstellungen aus­
gesprochen. Auch wenn dort der Fokus auf Nach­
haltigkeit – einschließlich dem Klimaschutz – lag, 
gilt dies ebenso für andere mögliche Ziele, wie etwa 
einer gesondert zu bewertenden Steigerung der 
Investitionen oder Innovationen. Solche Investi­
tionen oder Innovationen mögen zwar wohlfahrts­
steigernde Wirkungen haben, die nicht nur den 
Konsumentinnen und Konsumenten im betroffe­
nen Markt zugutekommen, oder aber sie mögen 
bei der Realisierung bestimmter politischer Ziele 
helfen. Das Wettbewerbsrecht ist für deren Reali­
sierung allerdings nicht der geeignete Ort. Der Bei­
rat hat sich aus verschiedenen Gründen gegen ein 

solches „Internalisierungsgebot“ ausgesprochen, 
wonach außerwettbewerbliche Zielvorstellungen, 
wie die Erhöhung der Investitions- oder Innova­
tionstätigkeit an sich oder Nachhaltigkeitsziele, in 
eigenständige Zielvorstellungen des Kartellrechts 
transformiert werden sollen.

5.3.	 Diskriminierung von Unternehmen 
aus Drittstaaten 

Die EU-Kommission plant aus industriepolitischen 
Gründen weitreichende Änderungen ihrer Han­
delspolitik und im Umgang mit Unternehmen aus 
Drittstaaten. Bereits die Netto-Null-Industrien-
Verordnung von 2024 sieht eine Verlagerung der 
Produktion von strategischen Clean-Tech-Tech­
nologien10 nach Europa vor und insofern eine  
Benachteiligung von Produzenten außerhalb 
Europas. 

Der Wettbewerbskompass der EU-Kommission 
spricht sich für eine verstärkt europäische Beschaf­
fung bei „Strategischen Sektoren und Technolo­
gien“ aus (Europäische Kommission, 2025a, S. 14). 
Im „Clean Industrial Deal“ werden Exportrestrik­
tionen angesprochen, um die Kreislaufwirtschaft 
zu stärken (Europäische Kommission, 2025g, S. 15). 
Der Aktionsplan Auto befürwortet Auflagen für 
Joint Ventures bei der Batteriefertigung (Europäi­
sche Kommission, 2025c, S. 17). Schließlich beinhal­
tet der „Steel and Metals Action Plan“ Forderungen 
für Leitmärkte mit europäischen Präferenzen 
(Europäische Kommission, 2025b, S. 14 f.).

10	 Mit der Verordnung werden unter anderem folgende Technologien gefördert: Solartechnologien, Technologien für Onshore-Windkraft und 
erneuerbare Offshore-Energien, Batterie- und Energiespeichertechnologien, Wärmepumpen und Technologien für geothermische Energien, 
Wasserstofftechnologien, Technologien für nachhaltiges Biogas und Biomethan, Technologien zur Abscheidung und Speicherung von CO2, 
Stromnetztechnologien, Technologien für Kernspaltungsenergie, Technologien für nachhaltige alternative Kraftstoffe, Wasserkrafttechnologien, 
Energiesystembezogene Energieeffizienztechnologien, Transformative industrielle Technologien für die Dekarbonisierung, Technologien zum 
Transport und zur Nutzung von CO2, Windantriebs- und Elektroantriebstechnologien für den Verkehr sowie Nukleartechnologien.
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Diesen Schutzwall für eine europäische Produktion 
hat bereits Mario Draghi in seinem Bericht erarbei­
tet. Er definiert hinsichtlich der Anwendung der 
Industriepolitik vier Industrietypen (Draghi, 2024a, 
S. 41):

(i)	 Dies sind zum einen Industrien, an denen die 
EU ein strategisches Interesse hat und für die 
eine heimische Produktion von europäischen 
Unternehmen als nötig angesehen wird. Diese 
kann erreicht werden durch Maßnahmen 
wie die Auflage zu lokaler Produktion oder 
erzwungene Joint Ventures. Je nach Sicher­
heitslage kann variieren, bei welchen Indust­
rien ein strategisches Interesse vorliegt. 

(ii)	 Eine zweite Gruppe umfasst Industrien, an 
denen die EU zwar kein strategisches Inter­
esse, dafür aber ein Interesse an lokaler Pro­
duktion hat, unabhängig von der Herkunft 
des Eigentümers. Man mag an die Automo­
bilindustrie denken. Draghi schlägt die För­
derung von Direktinvestitionen als mögliche 
Maßnahme vor. Es ist allerdings Aufgabe der 
Wirtschaftspolitik, für Vollbeschäftigung zu 
sorgen und nicht für Beschäftigung in einem 
spezifischen Sektor. Insofern ist das Kriterium 
„Interesse an lokaler Produktion“ nicht hilf­
reich für eine Systematisierung der Industrie­
politik. 

(iii)	 Ähnliches gilt für den Schutz von „Infant 
Industries“, der dritten Kategorie, die Draghi 
aufführt und für die er ein weites Spektrum 
an handelsverzerrenden Maßnahmen befür­
wortet. Dieses Konzept ist zwar in der Außen­
wirtschaftslehre gut verankert, wird aber meist 
im Zusammenhang mit Entwicklungsländern 
verwendet. Solche Industrien auch in entwi­
ckelten Ländern mit außenwirtschaftlichen 

Maßnahmen zu schützen, kann in einzelnen 
Fällen – bei Vorliegen von Skalenvorteilen und 
Learning-by-Doing-Effekten – hilfreich sein, 
widerspricht aber als allgemeine Politikemp­
fehlung den Erfahrungen mit den Vorteilen 
offener Märkte.

(iv)	 Eine vierte Gruppe von Industrien ist gemäß 
Draghi dadurch gekennzeichnet, dass der Kos­
tennachteil für eine Produktion in Europa zu 
groß ist. Statt in diesen Sektoren die Produk­
tion in die EU zu holen, solle die EU über eine 
Diversifizierung der Zulieferer ihre Abhängig­
keiten reduzieren. Die Solarindustrie würde in 
diese Kategorie fallen. 

Diese Systematisierung der Industrien ist kritisch 
zu sehen, falls sie als Basis für die europäische 
Industriepolitik verwendet wird. Auch die von 
Draghi jeweils vorgeschlagenen Maßnahmen, die 
sich in den Vorschlägen der EU-Kommission zum 
Teil widerspiegeln, sind problematisch. 

Die EU läuft in die Gefahr, mit dem Begriff der 
„strategischen Industrie“ ein zu weites Feld an 
Industrien abzudecken. Die Strategiegipfel mit 
der Automobil-, der Stahl- und Chemieindustrie 
zeigen: Wenn der Strategiebegriff nicht mit Inhalt 
gefüllt wird, wird jede Industrie bzw. jeder Sektor 
potenziell strategisch und fordert eigene Schutz­
maßnahmen ein. Fänden diese Industrien Gehöre, 
dann wäre dies das Ende der offenen Marktwirt­
schaft.   

Schutzmaßnahmen über die in der internationa­
len Handelsordnung vorgesehenen hinaus sind 
zudem abzulehnen. Die WTO ist zwar geschwächt, 
dennoch ist die EU und insbesondere Deutsch­
land als starkes Exportland gut beraten, ihre Maß­
nahmen WTO-konform durchzuführen (siehe 
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dazu auch Wissenschaftlicher Beirat, 2023).11 Die 
hinsichtlich der US-Zölle erratische Politik Do­
nald Trumps hat eindrücklich dargelegt, was auf 
dem Spiel steht, wenn Außenhandelspolitik nach 
Gutsherrenart erfolgt. Für die EU ist dies auch 
eine Chance, durch eine regelbasierte Außenwirt­
schaftspolitik Vertrauen in die Zusammenarbeit 
mit anderen Ländern aufzubauen und zu stärken. 
Vor dem Hintergrund gegenwärtiger Diskussionen 
um die Neuordnung des Welthandels sollte sie die­
ses Pfund nicht leichtfertig aufgeben.

11	 Der Beirat hat den Einsatz von Quotenzöllen zur Reduktion von Abhängigkeiten kritisch gesehen, spricht sich aber für eine Reform des WTO-
Rechts aus: „Die exzessive Konzentration der Lieferketten auf wenige Länder könnte mit Hilfe spezieller Quotenzölle zielgerichtet bekämpft 
werden. … Ein solcher Quotenzoll ist derzeit nicht kompatibel mit WTO-Recht. … Bei einer Reform des WTO-Rechts sollte das Anliegen der Ver-
sorgungssicherheit berücksichtigt werden.“ (Wissenschaftlicher Beirat, 2023, S. 28).



30

Der Beirat geht davon aus, dass für Europa und 
Deutschland aktuell die beste Industriepolitik eine 
Deregulierung und Entbürokratisierung, also ein 
Zurückfahren der Einschränkungen wirtschaftli­
cher Freiheiten zugunsten anderer Ziele und Rechte 
(etwa des Datenschutzes oder der ESG-Ziele) ist. Er 
ist sich der dabei entstehenden Zielkonflikte be­
wusst (siehe auch Wissenschaftlicher Beirat, 2021b, 
2022, 2023, 2024a, 2025), sieht aber in der aktuel­
len Situation die Notwendigkeit, wirtschaftliches 
Wachstum in der politischen Entscheidungsfin­
dung stärker zu gewichten.

In einer sozialen Marktwirtschaft können indus­
triepolitische Eingriffe gerechtfertigt sein, wenn 
wichtige gesellschaftliche Ziele nicht oder nicht 
rechtzeitig über marktbasierte Prozesse erreichbar 
sind. Die neuen geopolitischen Herausforderun­
gen sowie die Transformation der Wirtschaft hin 
zu Klimaneutralität sind alleine aus den Märkten 
heraus nicht zu stemmen. Um die wirtschaftspoliti­
schen Nachteile einer diskretionären europäischen 
Industriepolitik zu begrenzen, empfiehlt der Beirat 
eine enge Begrenzung der Ziele dieser Industrie­
politik sowie eine weitgehende Marktkonformität 
der Eingriffe.  

Der Beirat teilt die Sorge, dass mit dem Argument 
der „strategischen Industrien“ ein Einfallstor ge­
öffnet wird, das zu einer Beliebigkeit bei der För­
derung von Industrien und Sektoren führen kann. 
Der Beirat wiederholt seine Empfehlung für ein 
„European Supply Security Office“, das die konzep­
tionellen Grundlagen für den Schutz vulnerabler 
Industrien erarbeiten soll (Wissenschaftlicher Bei­
rat, 2023, S. 7).

Der Beirat empfiehlt, bei der Konzeption der euro­
päischen Industriepolitik und beim Einsatz indus­
triepolitischer Instrumente folgendes zu beachten: 

MARKTKONFORME INDUSTRIEPOLITIK MIT 
AUGENMASS

	z Dem Einsatz industriepolitischer Instrumente 
sollte eine sorgsame Analyse der Verhältnismä­
ßigkeit vorangestellt werden, die insbesondere 
auf die Erforderlichkeit, Eignung und Ange­
messenheit der Maßnahme eingeht. Häufig las­
sen sich die Ziele ohne selektive Markteingriffe 
durch horizontale Maßnahmen wie Standards 
oder Preise für Externalitäten besser erreichen. 

	z Eingriffe in Märkte sollten den Wettbewerb 
stärken und nicht schwächen. Methoden des 
Marktdesigns bieten sich dafür an. Fördermittel 
sollten im Wettbewerb vergeben werden, Markt­
zutritt sollte möglich sein, Push- und Pull-Fak­
toren sind in geeigneter Weise zu kombinieren.  

	z Industriepolitische Maßnahmen sollten evalu­
iert werden. Dies gilt auch und insbesondere für 
die Subventionen im Rahmen der IPCEIs. 

	z Der Beirat lehnt mögliche Bestrebungen ab, das 
europäische Wettbewerbsrecht und insbeson­
dere die Fusionskontrolle neu auszurichten und 
um Ziele außerhalb des Schutzes des Wettbe­
werbs und der Förderung der Verbraucherwohl­
fahrt zu erweitern. Sofern die bisherige europäi­
sche Kartellrechtspraxis dynamische Effizienzen 
unzureichend berücksichtigt, sollte dies im Rah­
men der Überarbeitung der Fusionsleitlinien 
korrigiert werden. 

INDUSTRIEPOLTIK ZUR STÄRKUNG VON  
RESILIENZ UND SICHERHEIT

	z Industriepolitische Eingriffe aus Resilienzgrün­
den bedürfen einer sorgfältigen Prüfung, warum 
die Unternehmen im jeweiligen Sektor nicht 

6.	� Fazit: Europäische Industriepolitik – 
im engen Rahmen und marktkonform
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eigenständig Lieferkettensicherheit bereitstellen 
und wo mögliche Schutzlücken bestehen. Der 
Beirat verweist auf seinen Vorschlag, dafür ein 
„European Supply Security Office“ einzurichten 
(Wissenschaftlicher Beirat, 2023, S. 7). 

	z Gut konzipierte Märkte für Versorgungssicher­
heit (z. B. Kapazitätsmärkte) können dazu beitra­
gen, resilientere Strukturen marktkonform zu 
ermöglichen (Wissenschaftlicher Beirat, 2023). 

	z Der Beirat spricht sich gegen das in der Netto-
Null-Industrie-Verordnung beschlossene Ziel 
aus, bis 2030 mindestens 40 % des jährlichen 
Bedarfs an sauberen Technologien in Europa 
herzustellen. Dieses Ziel lässt sich weder klima­
politisch noch aus Versorgungssicherheitsgrün­
den ableiten.

	z Das Argument des „Interesses an lokaler (euro­
päischer) Produktion“ mit den damit einher­
gehenden Arbeitsplatzeffekten in dem entspre­
chenden Sektor sollte nicht als Begründung für 
industriepolitische Eingriffe herangezogen wer­
den. Wirtschaftspolitik in einer sozialen Markt­
wirtschaft hat Vollbeschäftigung zum Ziel, nicht 
Beschäftigung in einem Sektor.

INDUSTRIEPOLITIK AUS KLIMASCHUTZ
GRÜNDEN

	z Industriepolitische Eingriffe zum Zwecke des 
Klimaschutzes sollten dahingehend geprüft 
werden, inwiefern sie parallel zum Europäi­
schen Emissionshandel erforderlich und ange­
messen sind.  

	z Grüne Leitmärkte sind dem Einsatz von Förder­
mitteln vorzuziehen. Europäische Präferenzen, 
d. h. die Bevorteilung der Produktion in Europa, 
haben bei grünen Leitmärkten keine klimapoli­
tische Begründung und sind im Allgemeinen 
abzulehnen (Wissenschaftlicher Beirat, 2022).  

	z Europäische Unternehmen sind im Wettbewerb 
außerhalb Europas im Nachteil, insofern Unter­
nehmen aus Drittstaaten keine CO2-Abgaben 
leisten müssen. Da der Grenzausgleichsmecha­
nismus CBAM diesen Wettbewerbsnachteil nicht 
korrigieren kann, sollten für exportierende Un­
ternehmen andere Instrumente genutzt werden, 
damit sie weiterhin in Europa produzieren. Der­
zeit erfolgt dies über die kostenlose Zuteilung 
von Zertifikaten.
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struktur in Deutschland: Probleme und Reform-
bedarf“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Ener­
gie Peter Altmaier vom 24. April 2020 „Corona-
Krise“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Ener­
gie Peter Altmaier vom 17. September 2019 „Mo-
derne Wirtschaftspolitik braucht Evaluierung“

Gutachten vom 28. Juni 2019 „Energiepreise und 
effiziente Klimapolitik“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Ener­
gie Peter Altmaier vom 30. April 2019  
„Eine marktorientierte Verkehrswende“

https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Navigation/DE/Ministerium/Beiraete/Veroeffentlichungen-Wissenschaftlicher-Beirat/publikationen-wissenschaftlicher-beirat.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Navigation/DE/Ministerium/Beiraete/Veroeffentlichungen-Wissenschaftlicher-Beirat/publikationen-wissenschaftlicher-beirat.html
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Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Energie 
Peter Altmaier vom 8. Februar 2019 „Nationale  
Industriestrategie“

Gutachten vom 7. Februar 2019 „Wirtschaftspoli-
tische Probleme der deutschen Leistungsbilanz“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Ener­
gie Peter Altmaier vom 9. Januar 2019 „Bildungs
gerechtigkeit als Kernelement der Sozialen 
Marktwirtschaft“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Ener­
gie Peter Altmaier vom 27. November 2018 
„Messung der Leistungsbilanzüberschüsse“

Gutachten vom 17. Juli 2018 „Soziale Wohnungs-
politik“

Gutachten vom 27. April 2018 „Zur Notwendigkeit 
und Ausgestaltung von internationalen Investi-
tionsförder-, und -schutzverträgen (IFV)“

Brief an Bundesministerin für Wirtschaft und 
Energie Brigitte Zypries vom 21. Dezember 2017 
„Europa“

Gutachten vom 15. September 2017 „Sharing Eco-
nomy“ und Wirtschaftspolitik 

Brief an Bundesministerin für Wirtschaft und 
Energie Brigitte Zypries vom 28. April 2017 
„Zur Neugestaltung der Wirtschaftsbeziehungen 
mit Großbritannien“ 

Gutachten vom 9. Februar 2017 „Zur Diskussion 
um Bargeld und die Null-Zins-Politik der Zentral-
bank“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Ener­
gie Sigmar Gabriel vom 25. November 2016  
„Zu den Vorschlägen des Basler Ausschusses für 
Bankenaufsicht zur Behebung von Missständen 
bei den Eigenkapitalvorschriften für Banken“

Gutachten vom 24. November 2016 „Die essenzielle 
Rolle des CO2-Preises für eine effektive Klimapoli-
tik“

Gutachten vom 16. September 2016 „Nachhaltig-
keit der sozialen Sicherung über 2030 hinaus“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Ener­
gie Sigmar Gabriel vom 16. Juni 2016 „Gesetzliche 
Rentenversicherung“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Ener­
gie Sigmar Gabriel vom 26. April 2016 „Zur Förde-
rung von Elektroautos“

Gutachten vom 5. Februar 2016 „Mehr Transpa-
renz in der Bildungspolitik“

Gutachten vom 25. Juni 2015 „Regionale Wirt-
schaftsförderung“

Gutachten vom 24. April 2015 „Potenziale nutzen 
– mehr Fachkräfte durch weniger Arbeitsmarkt-
hemmnisse“

Gutachten vom 26. September 2014 „Engpass-
basierte Nutzerfinanzierung unD Infrastruktur
investitionen in Netzsektoren“

Gutachten vom 20. September 2013 „Langfristige 
Steuerung der Versorgungssicherheit im Strom-
sektor“

Gutachten vom 20. September 2013 „Evaluierung 
wirtschaftspolitischer Fördermaßnahmen als Ele-
ment einer evidenzbasierten Wirtschaftspolitik“
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Gutachten vom 30. November 2012 „Altersarmut“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Tech­
nologie Dr. Rösler vom 16. Oktober 2012  
„Zur Stabilität des Europäischen Finanzsystems“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Tech­
nologie Dr. Rösler vom 31. Juli 2012 „Mindestlohn“

Gutachten vom 2. Februar 2012 „Wege zu einer 
wirksamen Klimapolitik“ 

Gutachten vom 25. November 2011 „Realwirt-
schaftliche Weichenstellungen für einen stabilen 
Euro“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Tech­
nologie Rainer Brüderle vom 02. Mai 2011 „Zur 
Novelle des Erneuerbaren-Energien-Gesetzes“

Gutachten vom 27. November 2010 „Überschul-
dung und Staatsinsolvenz in der Europäischen 
Union“

Gutachten vom 16. April 2010 „Reform von Banken-
regulierung und Bankenaufsicht nach der Finanz-
krise“

Gutachten vom 16. April 2010 „Zur Reform der 
Finanzierung der Gesetzlichen Krankenversiche-
rung“

Gutachten vom 6. November 2009 „Akzeptanz der 
Marktwirtschaft: Einkommensverteilung,  
Chancengleichheit und die Rolle des Staates“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Tech­
nologie Michael Glos vom 23. Januar 2009 „Zur 
Bankenregulierung in der Finanzkrise“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Tech­
nologie Michael Glos vom 05. Dezember 2008 
„Europäisches System des Handels von CO2-Emis-
sionen“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Tech­
nologie Michael Glos vom 10. Oktober 2008  
„Aktuelle Entwicklungen im Finanzsystem“

Brief an Bundesminister für Wirtschaft und Tech­
nologie Michael Glos vom 17. April 2008  
„Kein Staatseingriff bei Mitarbeiterbeteiligungen“

Gutachten vom 24. Januar 2008 „Zur Begrenzung 
der Staatsverschuldung nach Art. 115 GG 
und zur Aufgabe des Stabilitäts- und Wachstums-
gesetzes“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Michael Glos vom 09. Dezember 2007 
„Schuldenbegrenzung nach Art. 115 GG“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Michael Glos vom 09. Juli 2007  
„Gesetzentwurf Wagniskapitalbeteiligung 
(WKBG) und Unternehmensbeteiligungsgesell-
schaften (UBGG)“

Gutachten vom 12. Mai 2007 „Öffentliches Beschaf-
fungswesen“

Gutachten vom 24. März 2007 „Patentschutz und 
Innovation“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Michael Glos vom 20. Januar 2007  
„Gesundheitsreformgesetz“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Michael Glos vom 20. November 2006 
„Wettbewerbsverhältnisse und Preise der deut-
schen Energiewirtschaft“



42 GUTACHTEN DES WISSENSCHAFTLICHEN BEIRATS BEIM BUNDESMINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT SEIT APRIL 1948

Gutachten vom 16. September 2006 „Mehr Ver-
tragsfreiheit, geringere Regulierungsdichte, we-
niger Bürokratie“

Gutachten vom 12./13. Mai 2006 „Mehr Wettbe-
werb im System der Gesetzlichen Krankenversi-
cherung“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Michael Glos vom 18. März 2006  
„Kombi- und Mindestlöhne“

Gutachten vom 21. Januar 2006 „Der deutsche 
Arbeitsmarkt in Zeiten globalisierter Märkte“

Gutachten vom 8. Juli 2005 „Zur Finanziellen Sta-
bilität des Deutschen Föderalstaates“

Gutachten vom 18. März 2005 „Alterung und  
Familienpolitik“

Gutachten vom 24. April 2004 „Keine Aufwei-
chung der Pressefusionskontrolle“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit Wolfgang Clement vom 17. Januar 2004 
„Ausbildungsplatzabgabe“

Gutachten vom 16. Januar 2004 „Zur Förderung 
erneuerbarer Energien“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit Wolfgang Clement vom 6. Dezember 2003 
„Europäische Verfassung“

Gutachten vom 11. Oktober 2003 „Tarifautonomie 
auf dem Prüfstand“

Gutachten vom 15./16. November 2002 „Die 
Hartz-Reformen - ein Beitrag zur Lösung des  
Beschäftigungsproblems?“ 

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Arbeit Wolfgang Clement vom 10./11. Oktober 
2002 „Personal-Service-Agenturen“

Gutachten vom 28./29. Juni 2002 „Reform des 
Sozialstaats für mehr Beschäftigung im Bereich 
gering qualifizierter Arbeit“

Gutachten vom 12. Januar 2002 „Daseinsvorsorge 
im europäischen Binnenmarkt“

Gutachten vom 06. Juli 2001 „Wettbewerbspolitik 
für den Cyberspace“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Dr. Werner Müller vom 16. Dezem­
ber 2000 „Reform der gesetzlichen Rentenver-
sicherung“

Gutachten vom 01. Juli 2000 „Reform der europäi-
schen Kartellpolitik“

Gutachten vom 26./27. Mai 2000 „Aktuelle Formen 
des Korporatismus“

Gutachten vom 15./16. Oktober 1999 „Offene  
Medienordnung“

Brief an den Bundesminister für Wirtschaft und 
Technologie Dr. Werner Müller vom 19./20. Feb­
ruar 1999 „Wechselkurszielzonen“

Gutachten vom 18./19. Dezember 1998  
„Neuordnung des Finanzierungssystems der 
Europäischen Gemeinschaft“

Gemeinsame Stellungnahme der Wissenschaft­
lichen Beiräte beim BMF und BMWi vom 02.Okto­
ber 1998 „Reform der Einkommen- und Körper-
schaftsteuer“
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Gutachten vom 20./21. Februar 1998 „Grund
legende Reform der gesetzlichen Rentenversiche-
rung“

Brief an Bundeswirtschaftsminister Dr. Rexrodt 
vom 11. Juni 1997 „Protokoll zu Art. 222 EG-Ver-
trag bezüglich der Einstandspflichten öffentlich-
rechtlicher Körperschaften für ihre öffentlich-
rechtlichen Kreditinstitute“

Brief an Bundeswirtschaftsminister Dr. Rexrodt 
vom 11.Juni 1997 „Ein Beschäftigungskapitel im 
Maastricht II-Vertrag?“

Gutachten vom 25./26. April 1997 „Wagniskapital“

Gutachten vom 9. November 1996 „Anstehende 
große Steuerreform“

Gutachten vom 30. August 1996 „Anpassung des 
deutschen Kartellgesetzes an das europäische 
Recht?“

Gutachten vom  19./20. Januar 1996 „Langzeit-
arbeitslosigkeit“

Gutachten vom 9. März 1995 „Orientierungen für 
eine Postreform III“

Brief an Bundeswirtschaftsminister Dr. Günter 
Rexrodt vom 23. Januar 1995 „Wirtschaftspoliti-
sche Folgerungen aus der Verfassungswidrigkeit 
des sogenannten Kohlepfennigs“

Gutachten vom 31. August 1994 „Ordnungspoliti-
sche Orientierung für die Europäische Union“

Gutachten vom 10./11. Juli 1992 „Gesamtwirt-
schaftliche Orientierung bei drohender finan-
zieller Überforderung“

Gutachten vom 24. Januar 1992 „Stellungnahme 
zu den Vorschriften über eine Industriepolitik 
in den Verträgen über die Europäische Politische 
Union und die Europäische Wirtschafts- und 
Währungsunion“

Gutachten vom 12. bis 14. Juli 1991 „Lohn- und 
Arbeitsmarktprobleme in den neuen Bundes
ländern“

Gutachten vom 15./16. Februar 1991 „Probleme 
der Privatisierung in den neuen Bundesländern“

Gutachten vom 14. Dezember 1990 „Stellung-
nahme zu den GATT-Verhandlungen“

Gutachten vom 19./20. Oktober 1990 „Aufzeich-
nung der Beratungsergebnisse zu den Belastun-
gen durch die deutsche Einheit“

Gutachten vom 29./30. Juni 1990 „Außenwirt-
schaftspolitische Herausforderungen der Euro-
päischen Gemeinschaft an der Schwelle zum 
Binnenmarkt“

Gutachten vom 1./2. März und 27. März 1990
„Schaffung eines gemeinsamen Wirtschafts- und 
Währungsgebietes in Deutschland“

Gutachten vom 17./18. November und 15./16. De­
zember 1989 „Wirtschaftspolitische Herausfor-
derungen der Bundesrepublik im Verhältnis zur 
DDR“

Gutachten vom 5. Juni 1989 „Stellungnahme zum 
Bericht des Delors-Ausschusses“

Gutachten vom 20./21. Januar 1989 „Europäische 
Währungsordnung“
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Gutachten vom 26./27. Februar 1988 „Wirtschafts-
politische Konsequenzen aus den außenwirt-
schaftlichen Ungleichgewichten der großen In-
dustrieländer“

Gutachten vom 26./27. Juni 1987 „Gewinn, Inves-
titionen und Beschäftigung“

Gutachten vom 6. Dezember 1986 „Wettbewerbs-
politik“

Gutachten vom 21. und 22. Februar 1986 „Stellung-
nahme zum Weißbuch der EG-Kommission über 
den Binnenmarkt“

Gutachten vom 11. und 12. Oktober 1985 „Steuer-
politik unter gesamtwirtschaftlichen Gesichts-
punkten“

Gutachten vom 14. und 15. Dezember 1984  
„Strukturwandel für Wachstum und mehr  
Beschäftigung“

Gutachten vom 25. Juni 1983 „Vermindert Arbeits-
zeitverkürzung die Arbeitslosigkeit?“

Gutachten vom 18. Februar 1983 „Konjunktur-
politik – neu betrachtet“

Gutachten vom 23. Januar 1982 „Probleme der 
Wohnungswirtschaft“

Gutachten vom 23. Februar 1981 „Wirtschaftspoli-
tik bei defizitärer Leistungsbilanz“

Stellungnahme vom 17. Januar 1981 „Probleme der 
Stahlindustrie in der Europäischen Gemeinschaft“

Gutachten vom 9. Februar 1980 „Wirtschafts
politische Implikationen eines Bevölkerungs-
rückgangs“

Gutachten vom 7. und 8. Dezember 1979
„Wirtschaftspolitische Folgerungen aus der  
Ölverknappung“

Gutachten vom 15. und 16. Dezember 1978
„Staatliche Interventionen in einer Marktwirt-
schaft“

Gutachten vom 12. November 1977 „Aktuelle  
Probleme der Beschäftigungspolitik“

Gutachten vom 4. Juli 1977 „Rationalisierungs
investitionen“

Gutachten vom 20. November 1976 „Fragen einer 
neuen Weltwirtschaftsordnung“

Gutachten vom 14. und 15. November 1975
„Kosten und Preise öffentlicher Unternehmen“

Gutachten vom 9. und 10. Mai 1975 „Indexierung 
wirtschaftlich relevanter Größen“

Gutachten vom 15. und 16. März 1974 „Probleme 
der Ausländerbeschäftigung“

Gutachten vom 16. und 17. November 1973 
„Höchstpreisvorschriften für Energie“

Gutachten vom 19. und 20. Oktober 1973 „Stabili-
tätspolitische Problematik der gesetzlichen Ren-
tenversicherung“

Gutachten vom 9. und 10. März 1973 „Grund
fragen der Stabilitätspolitik“

Gutachten vom 11. Dezember 1971 „Regelmecha-
nismen und regelgebundenes Verhalten in der 
Wirtschaftspolitik“

Stellungnahme vom 3. Juli 1971 zum  „gegenwärtig 
bestehenden Problem der Wechselkurspolitik“
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Gutachten vom 12. Dezember 1970 „Entwicklung 
der Wohnungsmieten und geplante Maßnahmen 
zur Begrenzung des Mietanstiegs“

Gutachten vom 24. Oktober 1970 „Problematik 
der gegenwärtigen hohen Zinssätze“

Gutachten vom 6. Februar 1970 „Einführung einer 
Fusionskontrolle“

Gutachten vom 1. Februar 1969 „Aktuelle Prob-
leme der außenwirtschaftlichen Absicherung“

Gutachten vom 23. Juli 1968 „Fragen der Staats-
verschuldung“

Gutachten vom 25. November 1967 „Zusammen-
hang zwischen außenwirtschaftlichem Gleich
gewicht und Preisniveaustabilität“

Stellungnahme vom 15. Juli 1967 zum „Gesetzent-
wurf zur Anpassung und Gesundung des deut-
schen Steinkohlenbergbaus und der deutschen 
Steinkohlenbergbaugebiete“

Gutachten vom 28. Februar 1967 „Subventionen 
in der Marktwirtschaft“

Gutachten vom 18. Juni 1966 „Staatliche Zins
regulierungen“

Gutachten vom 29. Januar 1966 „Ständige Preis-
erhöhungen in unserer Zeit“

Gutachten vom 31. Oktober 1964 „Zusammen-
wirken staatlicher und nichtstaatlicher Kräfte 
im Bereich der wirtschaftspolitischen Gesetz
gebung“

Gutachten vom 20. Juni 1964 „Zusammenwirken 
von staatlichen und nichtstaatlichen Kräften in 
der Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 9. November 1963 „Wirtschaftli-
che Vorausschau auf mittlere Sicht“

Gutachten vom 16. Februar 1963 „Selbstfinan-
zierung bei verlangsamtem wirtschaftlichem 
Wachstum“

Gutachten vom 23. Juni 1962 „Reform des Gesetzes 
gegen Wettbewerbsbeschränkungen“

Stellungnahme vom 4. März 1961 zur „Aufwer-
tung der D-Mark“

Gutachten vom 21. Januar 1961 „Gedanken über 
die Konzeption einer künftigen deutschen Ener-
giewirtschaftspolitik“

Gutachten vom 21. Februar 1960 „Gegenwärtige 
Möglichkeiten und Grenzen einer konjunkturbe-
wußten Lohnpolitik in der Bundesrepublik“

Gutachten vom 25. Januar 1960 „Probleme einer 
rationellen Wirtschaftshilfe an die Entwick-
lungsländer unter Berücksichtigung der von der 
Bundesrepublik zu treffenden Maßnahmen“

Gutachten vom 14. April 1959 „Konjunkturpoliti-
sche Situation der Bundesrepublik Deutschland 
im Frühjahr 1959“

Stellungnahme vom 3. März 1959 zur „interna-
tionalen Koordinierung der Konjunkturpolitik, 
insbesondere zur Frage eines europäischen Kon-
junkturboards“

Gutachten vom 27. Juli 1958 „Problem Verteidi-
gungslast und volkswirtschaftliches Wachstum“

Gemeinsames Gutachten des Wissenschaftlichen 
Beirats beim Bundesminister der Finanzen und 
des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundeswirt­
schaftsministerium vom 26. Januar 1958 „Kapital-
markt und Besteuerung“
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Gutachten vom 30. April 1957 „Wirtschaftspoli-
tische Problematik der deutschen Exportüber-
schüsse“

Gutachten vom 24. Februar 1957 „Problem von  
Index- und Preisgleitklauseln“

Gutachten vom 3. Juni 1956 und 7. August 1956
„Instrumente der Konjunkturpolitik und ihre 
rechtliche Institutionalisierung“

Gutachten vom 11. Oktober 1955 „Welche Maß-
nahmen entsprechen der gegenwärtigen kon-
junkturellen Situation?“

Gutachten vom 12. Juni 1955 „Probleme einer 
produktivitätsorientierten Lohnpolitik“

Gutachten vom 23. Januar 1955 „Möglichkeiten 
und Grenzen regionaler Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 20. November 1954 „Einführung 
von direkten Tarifen“

Gutachten vom 14. November 1954 „Anträge und 
Gesetzentwürfe zur Beschränkung des Wettbe-
werbs in gewissen Gewerben und Berufen“

Gutachten vom 23. Oktober 1954 „Probleme der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung und 
ihrer Auswertung“

Gutachten vom 2. Oktober 1954 „Fragen des  
Kartellproblems, die durch die bevorstehende 
Gesetzgebung aufgeworfen werden“

Gutachten vom 31. Mai 1954 „Problem landwirt-
schaftlicher Paritätspolitik im Rahmen der allge-
meinen Wirtschaftspolitik“

Gutachten vom 10. Januar 1954 „Sicherung der 
wirtschaftlichen Expansion“

Gutachten vom 11. Oktober 1953 „Fragen des ge-
meinsamen Marktes“

Gutachten vom 28. Juni 1953 „Problem der gegen-
wärtigen deutschen Zahlungsbilanz“

Gutachten vom 1. Mai 1953 „Frage der wirtschaft-
lichen Integration Europas“

Gutachten vom 22. Februar 1953 „Problem der 
Integration der europäischen Agrarmärkte (soge-
nannte Agrarunion)“

Ergebnis der Beratungen vom 17./18. Januar 1953
„Sicherung der wirtschaftlichen Expansion“

Gutachten vom 14. Dezember 1952 „Frage des ge-
meinsamen Marktes innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl“

Gutachten vom 16. November 1952 „Konvertier-
barkeit der Währungen“

Gutachten vom 6. Juli 1952 „Wiederaufbau des 
Kapitalmarktes und Zinspolitik“

Gutachten vom 8. Juni 1952 „Verteidigungsleis-
tungen und Wirtschaftsverfassung“

Gutachten vom 27. April 1952 „Ausgleich der 
Währungsspannen im Rahmen einer europäi-
schen Integration“

Gutachten vom 4. Februar 1952 „Belebung des 
Wertpapiermarktes“

Gutachten vom 9. Oktober 1951 „Ist zur Überwin-
dung der gegenwärtigen Aufschwunghemmung 
eine aktive Konjunkturpolitik anzuraten?“

Gutachten vom 29. Juli 1951 „Außenhandelspolitik“
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Gutachten vom 10. Juni 1951 „Lenkungsmaß
nahmen“

Stellungnahme vom 29. April 1951 „Investitions-
hilfe“

Vorläufige Stellungnahme vom 25. Februar 1951
„Wirtschaftspolitische Möglichkeiten zur Be-
grenzung der direkten lenkenden Eingriffe“

Gutachten vom 28. Januar 1951 „Bereinigung des 
Preisgefüges“

Gutachten vom 10. Dezember 1950 „Kapital-
marktpolitik und Investitionspolitik“

Vorläufige Stellungnahme vom 5. November 1950
„Deckung des zusätzlichen künftigen Finanzbe-
darfs“

Gutachten vom 5. November 1950 „Einwirkung 
der Weltkonjunktur auf die deutsche Wirtschafts
politik“

Gutachten vom 24. September 1950 „Struktur- 
und konjunkturpolitische Fragen der Einkom-
mensverteilung“

Gutachten vom 11. Juni 1950 „Probleme der 
Kapitalbildung und der Geldschöpfung“

Gutachten vom 7. Mai 1950 „Stellung des Woh-
nungswesens in der sozialen Marktwirtschaft“

Gutachten vom 26. Februar 1950 „Kapitalmangel 
und Arbeitslosigkeit in der sozialen Marktwirt-
schaft“

Gutachten vom 5. Februar 1950 „Europäische 
Zahlungsunion“

Gutachten vom 18. Dezember 1949 „Das Dollar-
defizit Europas im Handel mit USA (Problem der 
Dollarlücke)“

Gutachten vom 30. Oktober 1949 „Agrarpolitik in 
der sozialen Marktwirtschaft“

Gutachten vom 18. September 1949 „Geldordnung 
und Wirtschaftsordnung“

Gutachten vom 24. Juli 1949 „Grundsatzfragen der 
Monopolgesetzgebung“

Gutachten vom 8. Mai 1949 „Expansive und kon-
traktive Kreditpolitik“

Gutachten vom 27. Februar 1949 „Investitions
mittel und ERP-Mittel“

Gutachten vom 17. Januar 1949 „Preispolitik und 
Außenhandelsgestaltung“

Gutachten vom 24. Oktober 1948 „Agrarpolitik 
und Agrarpreise“

Gutachten vom 3. September 1948 „Währungs-, 
Preis-, Produktions- und Investitionspolitik“

Gutachten vom 11. Juli 1948 „Investitionspolitik 
nach der Währungsreform“

Gutachten vom 12. Juni 1948 „Investitionspolitik“

Gutachten vom 1. April 1948 „Maßnahmen der 
Verbrauchsregelung, der Bewirtschaftung und 
der Preispolitik nach der Währungsreform“
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